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Von staatlicher Technikfolgenabschätzung zu
gesellschaftlicher Techniksteuerung

I. Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag

1973 beantragte eine Arbeitsgruppe der CDU/
CSU-Fraktion die Errichtung eines „Amtes zur
Bewertung technologischer Entwicklungen“. Die-
ser Vorstoß der damaligen Opposition blieb jedoch
zunächst ebenso folgenlos wie zahlreiche weitere
Initiativen, die in den nachfolgenden Jahren auf
eine Institutionalisierung der Technikfolgenab-
schätzung zielten. Auch der Regierungswechsel
Anfang der achtziger Jahre brachte in dieser Frage
zunächst keine Wende. Nur die Positionen wurden
vertauscht. Die neue Regierungskoalition zeigte
sich ihren eigenen Forderungen aus den Jahren in 
der Opposition gegenüber unsicher und verhalten,
während die Fraktion der Sozialdemokratischen
Partei in ihrer neuen Oppositionsrolle die Forde-
rung nach einer Technikfolgenabschätzung aufgriff
und neuerlich in die Diskussion führte. Nach wei-
teren Phasen der Ernüchterung und der Resigna-
tion1) wurde 1990 schließlich eine Minimallösung
in Gestalt eines nur sparsam ausgestatteten „Büros
für Technikfolgenabschätzung“ (TAB) realisiert.
Das TAB hat mittlerweile mit der bescheidenen
institutioneilen Förderung von jährlich zwei Mio.
DM seine Arbeit begonnen und mehrere Projekte
auf den Weg gebracht2).

3) Vgl. zusammenfassend die Sammelbände von Meinolf
Dierkes/Thomas Petermann/Volker von Thienen (Hrsg.),
Technik und Parlament. Technikfolgen-Abschätzung: Kon-
zepte, Erfahrungen, Chancen, Berlin 1986; Günther Ropohl/
Wiigart Schuchardt/Rainer Wolf (Hrsg.), Schlüsseltexte zur
Technikbewertung, Dortmund 1990.
4) Vgl. Carl Böhret/Peter Franz, Technologiefolgenabschät-
zung durch das Parlament. Die ausländischen Vorbilder und
der „Leidensweg“ der Institutionalisierung in der Bundesre-
publik, in: Gewerkschaftliche Monatshefte, 36 (1985) 9,
S.537-545.

Damit haben der Deutsche Bundestag im Plenum
und diverse Fachausschüsse des Bundestages sowie
die speziell für diese Angelegenheit eingerichteten
Enquete-Kommissionen siebzehn lange Jahre über
die Einrichtung eines neuen Beratungsgremiums
zur Einschätzung und Bewertung von Technikfol-
gen debattiert. Parallel zu der Diskussion im Ho-
hen Haus haben zahllose Wissenschaftler und In-
teressenvertreter ihre Vorschläge unterbreitet
oder ihre Stellungnahmen zu vorliegenden Vor-

Schlägen abgegeben3). Eine Zusammenstellung al-
ler Veröffentlichungen zu dieser Frage würde mitt-
lerweile Regale füllen. An diesem „Leidensweg
der Institutionalisierung“4) ist klärungsbedürftig,
warum der Entscheidungsprozeß so langwierig und
hürdenreich war.

Im Rückblick ist festzustellen, daß sich die Debat-
ten über eine Institutionalisierung der Technikfol-
genabschätzung vorwiegend auf eine Verbesserung
der parlamentarischen Arbeit bezogen. Im Vor-
dergrund stand die Beschaffung von entschei-
dungsrelevanten Informationen und wissenschaft-
lich fundierten Einschätzungen für die politischen
Entscheidungsträger. Die Exekutive sollte ein
Frühwarnsystem für mögliche Fehlentwicklungen
erhalten. Vor allem aber sollte die parlamentari-
sche Kontrollfunktion gegenüber der Exekutive
gestärkt werden. Angesichts der langwierigen und
im Endeffekt nur mäßig erfolgreichen Geschichte
einer parlamentarischen Institutionalisierung der
Technikfolgenabschätzung drängt sich jedoch die
Frage auf, ob der Beratungsbedarf von Parlament
und Regierung, der durch die institutionalisierte
Technikfolgenabschätzung gedeckt werden soll,
von den Kräften, die den Aufbau einer solchen
Einrichtung gefordert haben, überschätzt worden
ist.

Mit dieser Vermutung soll freilich nicht die Hypo-
these gestützt werden, die „schwere Geburt“ der
Institutionalisierung einer Technikfolgenabschät-
zung sei darauf zurückzuführen, daß es keinen
Bedarf nach gesellschaftlicher Technikkontrolle
und entsprechenden Infrastrukturen gäbe. Techni-
sche Risiken haben heute eine derartige Bedeu-

1) Zwischenzeitlich sprachen Beteiligte schon offen von
einem „Scheitern“ der Institutionalisierung einer Technikfol-
genabschätzung; vgl. z.B. Raban Graf von Westphalen,
Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bundestag - Zu
einigen Problemen ihrer institutionellen Etablierung wäh-
rend der 10. Legislaturperiode, in: Manfred Mai (Hrsg.),
Sozialwissenschaften und Technik, Bem u. a. 1990, S. 120,
126.
2) Vgl. Technikfolgenabschätzung - Projekte sind angelau-
fen, in: Das Parlament, Nr. 11/12 vom 8./15. März 1991, S. 8.
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tung erlangt, daß unsere Gesellschaft bereits als
Risikogesellschaft charakterisiert wird5). Die un-
beabsichtigten und häufig nur schwer vorhersehba-
ren Nebenfolgen lassen viele Techniken inzwi-
schen kontraproduktiv erscheinen. Die Dynamik,
die Komplexität und in vielen Bereichen auch die
Größenordnung der Gefahrenpotentiale machen
es „immer schwieriger und zugleich notwendiger,
neben den beabsichtigten Wirkungen von Innova-
tionen auch unbeabsichtigte Konsequenzen und
unerwünschte Nebeneffekte zu erkennen“6). Of-
fensichtlich erzeugt aber dieser Bedarf nicht eine
entsprechend gewichtige Nachfrage nach einer
staatlichen Technikfolgenabschätzung, die als wis-

5) Vgl. Ulrich Beck, Risikogesellschaft. Auf dem Weg in
eine andere Moderne, Frankfurt/M. 1986; ders. (Hrsg.),
Politik in der Risikogesellschaft, Frankfurt/M. 1991.
6) Memorandum eines vom Bundesminister für Forschung
und Technologie berufenen Sachverständigenausschusses zu
Grundsatzfragen und Programmperspektiven der Technik-
folgenabschätzung, hrsg. vom Bundesminister für Forschung
und Technologie, Bonn 1989, S. 9.
7) Heinz Riesenhuber, Geleitwort des Bundesministers für
Forschung und Technologie, in: ebd-, S. 5.
8) R. Graf v. Westphalen (Anm. 1), S. 112; vgl. Bericht der
Enquete-Kommission „Zur Institutionalisierung einer Bera-
tungskapazität für die Technikfolgen-Abschätzung und -Be-
wertung beim Deutschen Bundestag“, BT-Drs. 10/5844 vom
14. Juli 1986.

senschaftliche Politikberatung konzipiert ist. Diese
Zurückhaltung beruht darauf, daß die gewählten
Körperschaften ihre Entscheidungskompetenzen
im Bereich der Techniksteuerung weitgehend an
außerstaatliche Gremien abgetreten haben. Mit
der Auslagerung von Zuständigkeit geht, zumin-
dest in der Wahrnehmung der politischen Ent-
scheidungsträger, eine Minderung des Beratungs-
bedarfs einher. Dies wird nachfolgend zum Anlaß
genommen, die in der Techniksteuerung vorherr-
schende „Arbeitsteilung“ zwischen Staat und Ver-
bänden zu problematisieren und verschiedene
Möglichkeiten einer Reorganisation der Technik-
steuerung zu diskutieren.

II. Politik am Staat vorbei: Techniksteuerung durch Verbände

Technikfolgenabschätzung umfaßt nach einer
Definition des Bundesministers für Forschung und
Technologie „die Beschreibung wissenschaftlich-
technischer Sachverhalte, die Wirkungs- und Fol-
genanalyse und die Bewertung neuer Techniken
und ihrer Alternativen“7). Nach der Auffassung
der Enquete-Kommission beim 10. Deutschen
Bundestag soll die Technikfolgenabschätzung „ab-
zielen auf die Bedingungen und potentiellen Aus-
wirkungen der Einführung und Anwendung von
Techniken, auf die gesellschaftlichen Konfliktfel-
der, die durch den Technikeinsatz erzeugt werden,
und auf die Handlungsmöglichkeiten zur Verbes-
serung dieser Techniken oder ihrer Anwendungs-
modalitäten“8). Damit kommt der Technikfolgen-
abschätzung neben der Analysekomponente eine
Bewertungskomponente und eine Handlungsvor-
bereitungskomponente zu: Sie soll Entscheidungs-
hilfen geben.

Die vergleichsweise schwache Nachfrage nach
einer staatlichen Technikfolgenabschätzung könn-
te daher darauf zurückgeführt werden, daß in der
Bundesrepublik Deutschland (und seit 1985 auch
in der Europäischen Gemeinschaft) - im Gegen-
satz zur Technologiepolitik, die die Förderung von

Wissenschaft und Forschung beinhaltet - auf eine
umfassende staatliche Techniksteuerung, die auf
die für die Technikbewertung weitaus bedeutsame-
re Technikgestaltung und -anwendung abzielt,
weitgehend verzichtet wird. Legislative und Exe-
kutive überlassen diese Regelungsmaterie anderen
Institutionen, entscheiden also vielfach nicht selbst
und sind von daher auch nicht in dem erwarteten
Ausmaß auf Informationen und andere Zuarbeiten
angewiesen.

Der Gesetz- und Verordnungsgeber beschränkt
sich statt dessen in der Regel auf die Verwendung
unbestimmter Rechtsbegriffe (z.B. „anerkannte
Regeln der Technik“, „Stand der Technik“, „gesi-
cherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse“),
deren inhaltliche Ausfüllung durch technische Re-
geln erfolgt, die im Rahmen eines korporatisti-
schen Politikmodells9) von technischen Verbänden
aufgestellt werden ); in Deutschland sind dies das
Deutsche Institut für Normung (DIN), der Verein
Deutscher Ingenieure (VDI), die Berufsgenossen-
schaften und ca. 150 weitere regelsetzende Ver-
bände, zu denen sich auf europäischer und interna-
tionaler Ebene zahlreiche weitere privatrechtlich
organisierte Normungsinstitute gesellen.

Für die Verwendung dieser „Generalklauselme-
thode“ läßt sich eine Fülle von Beispielen anfüh-

9) Zum korporatistischen Politikmodell vgl. Peter J. Wil-
liamson, Corporatism in Perspective, London u. a. 1989; Rolf
G. Heinze/Helmut Voelzkow, Kommunalpolitik und Ver-
bände. Inszenierter Korporatismus auf lokaler und regiona-
ler Ebene?, in: Hubert Heinelt/Helmut Wollmann (Hrsg.),
Brennpunkt Stadt. Stadtpolitik und lokale Politikforschung
in den 80er und 90er Jahren, Basel u. a. 1991.
10) Vgl. Helmut Voelzkow/Josef Hilbert/Rolf G. Heinze.
„Regierung durch Verbände“ - am Beispiel der uniwelt-
schutzbezogenen Techniksteuerung, in: Politische Viertel-
jahresschrift, 28 (1987)1,
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ren11). So verweist das Gerätesicherheitsgesetz auf
die „allgemein anerkannten Regeln der Technik“.
Die zugehörige Verwaltungsvorschrift enthält
mehr als 1600 DIN-Normen, die diese General-
klausel inhaltlich ausfüllen. Die Landesbauord-
nungen enthalten den Satz „Die allgemein aner-
kannten Regeln der Technik sind zu beachten“
und die Bestimmung, daß technische Regeln von
den obersten Baubehörden als zwingend zu befol-
gende technische Baubestimmungen bauaufsicht-
lich eingeführt werden. Die Paragraphen 90 und 91
des Betriebsverfassungsgesetzes verweisen bei In-
formations- und Mitbestimmungsrechten auf „gesi-
cherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse“, die
sich u.a. in technischen Regeln niederschlagen.
Paragraph 5 Nr. 2 des Bundesimmissionsschutzge-
setzes verlangt eine Vorsorge gegen Emissionen
nach dem „Stand der Technik“, der durch DIN-
Normen und VDI-Richtlinien festgestellt wird.

1) Vgl. Eckart Budde, Grundsätze der Normungsarbeit
nach DIN 820, in: Normenausschuß Bauwesen im Deutschen
Institut für Normung e. V. (Hrsg.), Die Regelnder Technik
und die DIN-Normen im öffentlichen und zivilen Baurecht,
Berlin-Köln 1987.
12) Vgl. H. Voelzkow/J. Hilbert/R. G. Heinze (Anm. 10); 
Volker Brennecke, Technische Regeln in der Luftreinhal-
tung, in: Sozialwissenschaften und Berufspraxis, 12 (1989) 1.

13) Wiigart Schuchardt/Rainer Wolf, Technikfolgenabschät-
zung und Technikbewertung: Möglichkeiten und Schwierig-
keiten der Technikkontrolle und Technikregulierung, in: G.
.Ropohl/W. Schuchardt/R. Wolf (Anm. 3), S. 11.
14) Claus Offe, Korporatismus als System nichtstaatlicher
Makrosteuerung? Notizen über seine Voraussetzungen und
demokratischen Gehalte, in: Geschichte und Gesellschaft, 10
(1984)2, S. 234.
15) Gernot Böhme, Der normative Rahmen wissenschaft-
lich-technischen Handelns, in: DIN Deutsches Institut für
Normung e. V. (Hrsg.), Regeln und Normen in Wissenschaft
und Technik (DIN-Normungskunde Band 21), Berlin-Köln
1984, S. 19.

Nicht staatliche Gesetze, sondern technische Re-
geln, die von privatrechtlichen Verbänden aufge-
stellt werden, enthalten die konkreten Aussagen
über die Sicherheit von Maschinen und elektri-
schen Anlagen, über die menschengerechte Ge-
staltung von Bildschirmarbeitsplätzen, über die
Qualität des Trinkwassers, die Verwendung von
FCKW in Schaumstoffen, das Recycling von
Kunststoffen und Papier, die Verwendung von As-
best, die Grenzwerte für Schadstoffemissionen von
Heizkesseln, Spanplatten und Holzschutzmitteln
oder den Einsatz giftiger Farbpigmente. Die mei-
sten umweltschutzrelevanten Emissions- und Im-
missionsgrenzwerte werden nicht etwa durch staat-
liche Gesetze, sondern durch die - inzwischen z.T.
mit dem DIN fusionierten - VDI-Kommissionen
„Reinhaltung der Luft“ und „Lärmschutz“ aufge-
stellt* ). Sofern Technikfragen doch einmal über
Gesetz oder Verordnung geklärt werden, bedienen
sich die Entscheidungsträger der Vorarbeiten der
fachlich spezialisierten Organisationen. Auch die
Technikbewertung selber ist verbandlich geregelt -
beispielsweise durch die VDI-Richtlinien 3780
(Technikbewertung, Begriffe und Grundlagen)
und 5015 (Technikbewertung in der Bürokommu-
nikation). Die konkrete Techniksteuerung liegt
demnach vorwiegend in der Zuständigkeit von ge-
sellschaftlichen Verhandlungssystemen, die nicht
dem Staat zugerechnet werden können. Die mate-
riellen Prozesse der Technikfolgenabschätzung,

Technikbewertung und Technikgestaltung sind de
facto in den verstaatlichen Raum ausgelagert wor-
den. Das traditionelle Regulierungsmodell ein-
seitig-hoheitlichen Handelns, das eine eindeutige
Differenz zwischen den normsetzenden staatlichen
Instanzen und den Normadressaten voraussetzt, ist 
folglich im Falle der Techniksteuerung bis auf we-
nige Ausnahmen außer Kraft. „Der Staat nimmt
ein inhaltliches „technology assessment’ im Rah-
men seiner Gesetzgebung nicht vor.“13)

An der Praxis einer Techniksteuerung durch Ver-
bände ist immer wieder Kritik geübt worden. Die
regelsetzenden Organisationen bilden letztlich pa-
rastaatliche Gebilde, deren demokratische Funda-
mente auf einem unsicheren Boden stehen. Sie
müssen zu jenen „soziopolitischen Gebilden“ ge-
rechnet werden, für die es, wie Offe es formuliert,
„im Koordinatensystem geltender verfassungs-
rechtlicher Normen und ordnungspolitischer Soll-
vorstellungen sozusagen keinen Platz gibt, bei de-
nen man vielmehr geneigt wäre, sie als Relikte
vormodemer Epochen und Regimetypen einzustu-
fen“14). „Bei der außerordentlichen Bedeutung
technischer Normen und ihrer zum Teil rechtlichen
Sanktionierbarkeit fragt man sich, ob sich hier
neben der Legislative in den Normungsinstitutio-
nen quasi eine zweite gesetzgebende Instanz eta-
bliert hat“15), deren demokratische Steuerung und
Kontrolle schwierig ist. Für Ulrich Beck ist die
technische Normung deshalb sogar ein Fall „orga-
nisierter Unverantwortlichkeit“: „Sicherheitsfra-
gen, die die Gesellschaftsordnungen vom Ural bis
zum Atlantik erschüttern, werden in der Hochge-
fahrenzivilisation wie beim guten alten Kaiser Wil-
helm ebenso illegitim wie real letztlich von stän-
disch organisierten Ingenieuren entschieden - ver-
und gedeckt durch die Ermächtigungsformel
.Stand von Wissenschaft und Technik1, die in allen
Sicherheitsgesetzen das kleingedruckte Wesentli-
che der Ausführung in die Hände von Hofgutach-
tern und Experten legt“. Die „klassischen Instru-
mente politischer Steuerung - Rechtsverordnung
und Verwaltungsvorschrift - sind in den Kernaus-
sagen leer, jonglieren mit dem ,Stand der Tech-
nik1, untergraben auf diese Weise ihre eigene Zu-
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ständigkeit und setzen zugleich an ihrer Stelle den
,wissenschaftlich-technischen Sachverstand' auf
den Thron der Gefahrenzivilisation“16).

16) Ulrich Beck, Gegengifte. Die organisierte Unverantwort-
lichkeit, Frankfurt/M. 1988, S. 11, 191.
17) Günther Ropohl/Wilgart Schuchardt/Helmut Laurusch-
kat, Technische Regeln und Lebensqualität, Düsseldorf
1984, S. Iff.
18) Vgl. zu den Verbraucherinteressen Werner Brinkmann,
Rechtliche Aspekte der Bedeutung von technischen Nonnen
für den Verbraucherschutz, Berlin-Köln 1984; Heribert
Schatz, Verbraucherinteressen im politischen Entscheidungs-
prozeß, Frankfurt/M.-New York 1984. Zu den Arbeitneh-
merinteressen vgl. Johann Welsch, Soziale Technikgestal-
tung durch Demokratisierung technischer Normung, in:
WSI-Mitteilungen, 43 (1990) 10. Zu den Umweltinteressen
vgl. Precht Fischer, Umweltschutz durch technische Rege-
lungen. Berlin 1989; Renate Mayntz, Entscheidungsprozesse
bei der Entwicklung von Umweltstandards, in: Die Verwal-
tung, 23 (1990)2; Volker Eichener/Helmut Voelzkow, Um-
weltinteressen in der verbandlichen Techniksteuerung, Dort-
mund 1991.
19) Vgl. V. Eichener/H. Voelzkow (Anm. 18).

Solche aus demokratietheoretischer Perspektive
bestehenden Mängel gewinnen mit dem zuneh-
menden Einfließen „außertechnischer Wertbezü-
ge“17) hinsichtlich einer sozial- und umweltverträg-
lichen Technikgestaltung eher noch an Virulenz:
So dominieren in den meisten Normungsgremien
die wirtschaftlichen Interessen, während insbeson-
dere die Verbraucherschutz-, Umweltschutz- und
Arbeitnehmerinteressen häufig unterrepräsentiert
sind18), weil sich die mangelnde Organisations-
und Konfliktfähigkeit dieser Interessen in einer
geringeren Fähigkeit zur Beteiligung an der ver-
bandlichen Regelsetzung niederschlägt, die einen
hohen Einsatz an Personal, Zeit, Kosten und tech-
nischem Sachverstand erfordert19).

Von daher besteht durchaus Anlaß, die bestehen-
de Arbeitsteilung zwischen Staat und Verbänden
in der Techniksteuerung zu überdenken. Zwei Va-
rianten einer Reorganisation der Techniksteue-
rung kommen dabei in Betracht: Die erste Varian-
te will die staatlichen Zuständigkeiten in der Tech-
niksteuerung zu Lasten der technischen Verbände
ausweiten und die Regelungsmaterien in die parla-
mentarische Auseinandersetzung oder zumindest
in die Hand der Exekutive, die ihrerseits einer
parlamentarischen Kontrolle unterliegt, zurückho-
len. Die zweite Variante will an der verbandlichen
Selbstregulierung der Technik festhalten, diese
aber durch eine staatliche Regulierung ihrer Rah-
menbedingungen ergänzen; Ziel ist hier eine staat-
lich regulierte Selbstregulierung und eine solcher-
maßen sichergestellte „Demokratisierung“ der
verbandlichen Regelsetzung.

III. Staatliche Technikfolgenabschätzung:
Eine neue Variante von „Expertokratie"?

Auf den ersten Blick ist die Forderung nach einer
Institutionalisierung der Technikfolgenabschät-
zung im parlamentarischen Raum der erstgenann-
ten, eher etatistischen Position zuzurechnen. Der
wichtigste Grund für die faktische Delegation der
materiellen Techniksteuerung an die technischen
Verbände liegt nach dieser Argumentation in tech-
nischen Kompetenzdefiziten auf Seiten des Staates,
der hinsichtlich der notwendigen Informationen,
Bewertungskriterien und Kapazitäten zur Ent-
wicklung technischer Alternativen den Akteuren
aus Wirtschaft und Wissenschaft, die die Technik-
entwicklung selbst betreiben, unterlegen und da-
mit auf deren Ressourcen angewiesen ist. Zur
Kompensation der defizitären technischen Kompe-
tenz der staatlichen Akteure soll die Technik-
folgenabschätzung dienen, der damit die Funktion

eines wissenschaftlichen Instruments der Politikbe-
ratung zugewiesen wird, mit dem das Rationali-
tätsniveau politischer Entscheidungen erhöht wer-
den soll20).

Die Politikberatungsfunktion der Technikfolgen-
abschätzung gründet sich allerdings auf zwei Prä-
missen, welche die Züge eines Politikmodells tra-
gen, das als „Expertokratie“ bezeichnet werden
kann: Die erste Prämisse bsteht darin, daß eine
wissenschaftliche Technikfolgenabschätzung über-
haupt möglich ist, d.h. daß es mit wissenschaft-
lichen Methoden möglich ist, Technikfolgen zu
ermitteln, und daß es möglich ist, Technik und ihre
Folgen mit wissenschaftlichen Methoden auf ihre
soziale Wünschbarkeit hin zu bewerten. Die zweite
Prämisse lautet, daß eine wissenschaftliche Politik-
beratung zu rationaleren politischen Entscheidun-
gen zu führen vermag.

Der ersten Prämisse ist entgegenzuhalten, daß es
eine „rein wissenschaftliche“, „objektive“ Technik-
folgenabschätzung nicht geben kann. Die Technik-
bewertung als zentrale Komponente der Technikfol-
genabschätzung kann nur vor dem Hintergrund ge-
sellschaftlicher Interessen erfolgen. Daß Analyse
und Bewertung nicht zu trennen sind, ist jedoch
nach der Feststellung des Sachverständigenrats „in
der Vergangenheit zum Nachteil der Technikfol-
genabschätzung nicht immer erkannt und berück-•
2°) Vgl. Herbert Paschen et al., Zur Umsetzungsproblematik
bei Technologiefolgen-Abschätzung (TA). Gutachten int
Auftrag der Enquete-Kommission des Deutschen Bundes-
tags, Karlsruhe 1986, S.6; H. Riesenhuber (Anm. 7), S.5;
Memorandum (Anm.6), S. 10, 15.
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sichtigt worden“. Dagegen wird gefordert: „Die
Technikfolgen werden deshalb nicht nur objektiv,
sondern auch und vor allem im Hinblick auf ihre
soziale Wünschbarkeit beurteilt, wobei die jeweils
verwendeten Bewertungskriterien explizit gemacht
werden müssen.“21) Aus der Erkenntnis, daß die
Resultate wissenschaftlicher Forschung subjektiv
gefärbt sein können, zieht der Sachverständigenrat
jedoch nicht den Schluß, daß sich die wissenschaft-
liche Technikfolgenabschätzung einer Technikbe-
wertung im Hinblick auf ihre soziale Wünschbar-
keit zu enthalten habe. Vielmehr soll das Bewer-
tungsproblem wissenschaftsintem - innerhalb
eines „politikunabhängigen (!) nationalen TA-Sy-
stems“ - durch den „rationalen“, intersubjektiven
Diskurs gelöst werden, zwar „unter Einhaltung
demokratischer Spielregeln“, aber unter Einschluß
„informeller, oft sehr variabler Formen des Dis-
kurses“. Zur Realisierung der Forderungen nach
Rationalität und Intersubjektivität dieses Diskur-
ses wird das Anwenden „strenger wissenschaft-
licher Kriterien“, „anerkannter wissenschaftlicher
Kontrollmethoden“, „der bewährten Verfahren
der Veröffentlichung und kritischen Diskussion“,
des Verfahrens der „Parallel-Begutachtung“ sowie
der Moderation durch Aufgabenträger empfohlen,
„die einen ausgewiesenen Sachverstand, weitestge-
hende Unabhängigkeit und damit eine hohe gesell-
schaftliche Akzeptanz besitzen“22). Damit löst sich 
der Sachverständigenrat letztlich doch nicht von
der positivistischen Auffassung, wonach die Ge-
genstände wissenschaftlicher Analyse - hier: die
Technik und die Technikfolgen - zwar eine Bewer-
tung implizieren, deren Objektivität aber prinzi-
piell durch die Wissenschaftlichkeit des Diskurses
herstellbar sei. Doch auch wenn die geforderten
Regeln des wissenschaftsinternen Diskurses einge-
halten werden, bleibt das Problem der demokrati-
schen Legitimation der Bewertungskomponente
der Technikfolgenabschätzung ungelöst.

21) Memorandum (Anm. 6), S. 15 f.
22) Ebd., S. 15-18,

23) Renate Mayntz, Lessons leamed - Problems in the accep-
tance of TA by political decision makers, in: Umweltbundes-
amt (Hrsg.), Die Rolle der Technologiefolgen-Abschätzung
im Entscheidungsprozeß, Köln u.a. 1983, S.334; s.a. H.
Paschen et al. (Anm. 20); Niklas Luhmann, Soziologische
Aspekte des Entscheidungsverhaltens, in: Betriebswirt-
schaft, 44 (1984) 4; Carl Böhret/Peter Franz, Technikfolgen
und Verantwortung der Politik, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B 19-20/87, S.3-14.

Problematisch erscheint auch die zweite Prämisse
der Konzeption von Technikfolgenabschätzung als
Politikberatung, die das Rationalitätsniveau politi-
scher Entscheidungen steigern soll. In der Diskus-
sion über die Technikfolgenabschätzung hat insbe-
sondere Renate Mayntz darauf hingewiesen, daß
sich politische Entscheidungen weniger an den Kri-
terien sachlicher Rationalität, sondern vielmehr an
den Kriterien politischer Rationalität, deren Refe-
renz der Erwerb und der Erhalt politischer Macht
ist, orientieren, d.h. daß die Ergebnisse und Emp-
fehlungen wissenschaftlicher Beratungskapazitä-
ten von den Entscheidungsträgern lediglich selek-
tiv, nach ihrer jeweiligen politischen Opportunität

genutzt werden23). Damit erscheint auch die politi-
sche Nutzung der Technikfolgenabschätzung den
jeweiligen Konstellationen der verschiedenen In-
teressen an der Technikgestaltung und ihren
Machtpotentialen unterworfen.

Die staatliche Technikfolgenabschätzung darf also
in ihrer Reichweite nicht überschätzt werden. Vor
allem darf mit der Institutionalisierung der Tech-
nikfolgenabschätzung nicht die Erwartung verbun-
den werden, die derzeit auf verschiedene gesell-
schaftliche Institutionen verteilte Zuständigkeit für
Techniksteuerung in das politisch-administrative
System zu überführen. Denn der Versuch, mit
Hilfe der Technikfolgenabschätzung die Technik-
steuerung zu „etatisieren", wäre äußerst proble-
matisch. Es bestünde die Gefahr, daß die Technik-
folgenabschätzung als scheinbar objektives Instru-
ment zur Legitimation von Entscheidungen, die an
Partikularinteressen gebunden sind, mißbraucht
wird. Es wäre nicht auszuschließen, daß die Tech-
nikfolgenabschätzung zu einem dirigistischen Mo-
dell pervertiert wird, das den Bürgern ungeachtet
ihrer Interessen und Präferenzen verbindlich vor-
schreibt, welche technologischen Lösungen die be-
sten sind und deshalb allein in Frage kommen. Sie
würde schnell zu einem Instrument der Legitima-
tionsbeschaffung von interessengebundenen Ent-
scheidungen, oder sie träfe solche Entscheidungen
ungeachtet der demokratischen Willensbildung
selbst.

Es wäre freilich völlig verfehlt, wollte man den
Befürwortern einer institutionalisierten Technik-
folgenabschätzung vorhalten, sie würden mit die-
sem Instrument die negative Vision einer staatli-
chen Steuerung des technischen Wandels anvisie-
ren. Auch wenn es gelänge, das Kompetenzdefizit
der politischen Entscheidungsträger in Legislative
und Exekutive mit Hilfe einer institutionalisierten
Technikfolgenabschätzung zu kompensieren, be-
stünde noch eine Reihe weiterer Restriktionen
staatlicher Techniksteuerung.

Unabhängig vom Sachverstand steht dem Staat
auch nicht das für eine effektive Techniksteuerung
erforderliche Personal zur Verfügung. Die
Größenordnung des personellen Aufwands wird
daran deutlich, daß allein die Normungsarbeit
beim DIN von rund 40000 hochqualifizierten
Fachleuten betrieben wird, die ehrenamtlich tätig
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sind bzw. von den entsendenden Stellen - überwie-
gend Wirtschaftsunternehmen - finanziert werden.
Die verbandliche Techniksteuerung erbringt damit
einen erheblichen Beitrag zur Staatsentlastung,
der auch in den Erläuterungen zum Normenver-
trag mit dem DIN vom 5. Juni 1975 ausdrücklich
angesprochen wird.

Weiterhin besteht bei staatlichen Interventionen
stets die Gefahr, daß sie keine Legitimation bei
den Adressaten der Techniksteuerung finden, die
über erhebliche faktische Obstruktionspotentiale
verfügen. „Die Legitimationsprobleme der staatli-
chen Steuerung, nicht Effizienzprobleme, dürften
denn auch ein wesentlicher Faktor für den zuneh-
menden Rekurs auf gesellschaftliche Verfahren
sein. Die Informationsprobleme der Steuerung
könnten notfalls (wenn auch nicht flächendek-
kend) durch Expertise, die im politischen System
selbst mobilisiert wird, bewältigt werden. Die Ak-
zeptanz der Entscheidungen setzt offenbar neue
Formen der Beteiligung der Betroffenen vor-
aus... Auch Entscheidungen, die mit beträchtli-
chem Aufwand im politischen System als .richtig*
und .vertretbar* begründet werden, lösen häufig
chronischen Streit und sozialen Widerstand (Prote-
ste, Blockaden, Verweigerung) aus.“24) Staatliche
Techniknormen können boykottiert werden, in-
dem der Markt die entsprechende Technik nicht
bereitstellt; sie können obsolet werden, wenn die
Unternehmen andere Techniklinien verfolgen; sie
können innerhalb von komplexen Interdependenz-
ketten, die die Rechtssetzung kaum komplett zu
antizipieren und zu erfassen vermag, verwässert
werden, so beispielsweise staatlich festgesetzte
Grenzwerte durch privat regulierte Meß- und Prüf-
verfahren25). Während sich die verbandliche Tech-
niksteuerung auf das Konsensprinzip gründet und
daher eine Legitimation und eine hohe Akzeptanz
durch die Wirtschaft aufweist, hat eine staatliche
Technikfolgenabschätzung mit heftiger Kritik aus
der Industrie zu kämpfen26).

24) Wolfgang van den Daele, Zum Forschungsprogramm der
Abteilung „Normbildung und Umwelt“, paper FS II 91-301,
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 1991, S. 29;
s.a. die dort angegebene Literatur.
25) Vgl. zu den rechtlichen und faktischen Vollzugsproble-
men staatlicher Techniksteuerung im Bereich des Umwelt-
schutzes Renate Mayntz et al., Vollzugsprobleme der Um-
weltpolitik, Stuttgart 1978; Wolfgang van den Daele, Re-
striktive oder konstruktive Technikpolitik?, in: Joachim Jens
Hesse/Rolf Kreibich/Christoph Zöpel (Hrsg.), Zukunftsop-
tionen. Technikentwicklung in der Wissenschafts- und Risi-
kogesellschaft, Baden-Baden 1989.
26) Vgl. R. Graf von Westphalen (Anm. 1), S. 124 und die
dort angegebenen Quellen; Thomas Rautenberg, Die Rolle
der Industrie und ihrer Verbände in der Diskussion um die
Institutionalisierung einer Einrichtung zur Abschätzung und
Bewertung von Technikfolgen, in: WSI-Mitteilungen, 42
(1989)3.

27) Vgl. R. Mayntz (Anm. 18); Fritz Ossenbühl, Die Bewer-
tung technischer Risiken bei der Rechtsetzung, in: Risiko -
Schnittstelle zwischen Recht und Technik, Berlin-Offenbach
1982; Fritz Nicklisch, Technologierecht: Hemmschuh des
technischen Fortschritts?, in: DIN-Mitteilungen, 62 (1983)9;
Rainer Wolf, Der Stand der Technik. Opladen 1986.
28) Rainer Wolf, Umweltschutz in der „nachindustriellen
Gesellschaft“. Ein Typologisierungsversuch, Manuskript,
Düsseldorf 1991, S. 9.

Es ist auch zu bezweifeln, ob dem Staat ausrei-
chende Instrumente für eine effektive Technik-
steuerung zur Verfügung stehen. Das staatliche
Steuerungsinstrument „Recht“ weist einen imma-
nenten Hang zur Statik auf, der der Dynamik der
technischen Entwicklung nicht angemessen ist,
weil Innovationen nicht rechtlich programmierbar
sind. Gesetze und Verordnungen hinken nach die-
ser Argumentation hinter dem technischen Fort-
schritt her und entwickeln einen konservativen
Charakter27). Während Gesetze formal auch dann
noch gelten, wenn sie dem Stand der Technik nicht
mehr entsprechen, treten technische Regeln - die
von den Verbänden ohnehin regelmäßig auf ihre
Aktualität hin überprüft werden - in diesem Fall
automatisch außer Kraft.
Über das Problem der mangelnden Aktualität hin-
aus verweist Rainer Wolf auf die Grenzen impera-
tiven Rechts, das lediglich punktuelle Eingriffe
durch formale Gebote und Verbote vornehmen
kann, die angesichts der steigenden Komplexität
der technischen Regelungsmaterien nur unzurei-
chende Resultate erbringen können. Dagegen
kann mit kooperativen, konsensorientierten Stra-
tegien (z.B. Selbstbeschränkungsabkommen), die
durch individuelle Verhandlungen oder aber durch
korporatistische (verbandliche) Regelungen gefun-
den werden, „regelmäßig nicht inhaltlich weniger,
sondern gegenständlich mehr ausgehandelt wer-
den ... als mit der Durchsetzung einer imperativen
Rechtsnorm erreicht werden könnte“28). Die Ten-
denz zu solchen kooperativen Modellen hat bereits
in einigen gesetzlichen Bestimmungen, die infor-
mellen Lösungen den Vorrang vor hoheitlichen
Eingriffen einräumen (z.B. Paragraph? III Bun-
desimmissionsschutzgesetz, Paragraph 14 II Ab-
fallgesetz), ihren Niederschlag gefunden.

Zusammenfassend läßt sich festhalten, daß einer
staatlichen Technikbewertung und Techniksteue-
rung erhebliche Restriktionen entgegenstehen, die
auch über eine institutionalisierte Technikfolgen-
abschätzung nicht aufgehoben werden können. Es
sind nicht nur Kompetenzdefizite, die einer staatli-
chen Techniksteuerung entgegenstehen, und selbst
diese lassen sich mit der Technikfolgenabschät-
zung nicht vollständig ausräumen. Da sowohl die
Ergebnisse der Technikfolgenabschätzung als auch
deren politische Wirkungen (implizit) interessen-
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gebunden sind, stellt sich die Frage, ob nicht ein
politisches Management der gesellschaftlichen In-
teressen im Rahmen eines korporatistischen Poli-
tikmodells, d.h. eine gesellschaftliche Technik-
steuerung, erfolgreicher ist als der Versuch, im
Rahmen eines expertokratischen Politikmodells
über eine staatliche Technikfolgenabschätzung die
Kapazitäten für eine staatliche Techniksteuerung
zu steigern.

Das korporatistische Modell der Delegation der
Techniksteuerung und mithin auch der Technikbe-
wertung an privatrechtliche Verbände hat sich zu-
mindest mehrfach als erfolgreicher erwiesen als
eine staatliche Technikregulation. Das jüngste Bei-
spiel für das Mißlingen einer staatlichen Technik-
steuerung ist auf der europäischen Ebene zu ver-
zeichnen: Mit dem Weißbuch der EG-Kommission
von 1985 wird das Scheitern des Versuchs einer
detaillierten staatlichen Techniksteuerung offiziell
eingestanden und gleichzeitig die „neue Konzep-
tion“ der technischen Harmonisierung eingeführt,
die darin besteht, daß sich die EG-Richtlinien auf
die Festlegung grundlegender Anforderungen be-
schränken und gleichzeitig den europäischen Nor-
mungsverbänden ein Mandat erteilen, diese durch
Normen zu konkretisieren29).

30) V. Eichener/H. Voelzkow (Anm. 18).

Angesichts der zahlreichen Vorzüge der Verhand-
lungslösung und der Unzulänglichkeiten der alter-
nativ denkbaren staatlichen Techniksteuerung
wird wohl auch in Zukunft auf die Organisations-
potentiale im vorstaatlichen Raum nicht verzichtet
werden. Damit sind aber die demokratietheoreti-
schen Vorbehalte gegen die Regelsetzung durch
verstaatliche Gremien nicht ausgeräumt. Die zwei-
te Variante einer Reorganisation der Technik-
steuerung hingegen, die an der verbandlich vermit-
telten Verhandlungslösung festhält, unterwirft die-
se einer staatlichen Gestaltung und Kontrolle.

Eine auf den ersten Blick einfache Lösung, die die
demokratietheoretische Problematik zumindest
abmildern könnte, liegt in der Mitwirkung staatli-
cher Akteure an der verbandlich organisierten
Techniksteuerung. Die Vertreter der öffentlichen

29) Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Vollen-
dung des Binnenmarktes. Weißbuch der Kommission an den
Europäischen Rat, Luxemburg 1985. Zur Europäischen Nor-
mung vgl. Volker Eichener/Rolf G. Heinze/Helmut Voelz-
kow. Die Harmonisierung technischer Normen in der Euro-
päischen Gemeinschaft: Probleme und Perspektiven, in: Ul-
rich von Alemann/Rolf G. Heinze/Bodo Hombach (Hrsg.),
Die Kraft der Region: Nordrhein-Westfalen in Europa,
Bonn 1990; Helmut Voelzkow/Volker Eichener, Technik-
steuerung durch Verbände. Institutionelles Arrangement
und Interessenberücksichtigungsmuster bei der Harmonisie-
rung technischer Normen in Europa, in: Klaus Grimmer et
al. (Hrsg.), Politische Techniksteuerung. Stand der For-
schung, Leverkusen 1991 (i.E.).

Hand hätten demnach in den regelsetzenden Gre-
mien den Standpunkt des „öffentlichen Interesses“
zu vertreten. Da sich die relevanten Normenorga-
nisationen ohnehin zur Berücksichtigung des „öf-
fentlichen Interesses“ verpflichtet haben, dürfte
ein entsprechendes Wohlverhalten erwartet wer-
den. Sollte dies, aus welchen Gründen auch im-
mer, nicht der Fall sein, bliebe den staatlichen
Repräsentanten immer noch die Möglichkeit, das
„öffentliche Interesse“ auf den „klassischen We-
gen“ durchzusetzen.

Aufgrund empirischer Evidenzen muß allerdings
bezweifelt werden, daß allein durch eine staatliche
Beteiligung an der verbandlichen Techniksteue-
rung die gewünschte Berücksichtigung der öffentli-
chen Interessen an einer sozial- und umweltver-
träglichen Technikgestaltung garantiert werden
kann. So hat sich beispielsweise in einem For-
schungsprojekt, das die technische Normung im
Bauwesen untersuchte30), gezeigt, daß die Reprä-
sentanten der Landesbauministerien und der Ge-
meinden in den Normenausschüssen nicht unbe-
dingt das öffentliche Interesse an einer sozial- und
umweltverträglichen Technikgestaltung vertreten.
In einem besonders schwerwiegenden Fall haben
sie sogar die Überarbeitung der bauaufsichtlich
eingeführten Normen (DIN 18164, 18159, 52612)
verhindert, die noch die Verwendung der ozonge-
schädigten halogenisierten Kohlenwasserstoffe
(FCKW) in Schaumstoffen zur Wärmedämmung
verbindlich vorschreiben. Während der Bundes-
umweltminister eine Normänderung forderte und
auch aus der chemischen Industrie, die inzwischen
Ersatzstoffe anbietet, ein Änderungsantrag gestellt
wurde, hat der zuständige Arbeitsausschuß (dem
auch Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der für
das Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen zustän-
digen Landesminister und des staatlichen Instituts
für Bautechnik, Berlin, angehörten) eine Norm-
änderung mit dem Hinweis auf die mangelnde
Bewährung von Ersatzstoffen abgelehnt, obwohl
eine vom Bundeskabinett am 30. Mai 1990 be-
schlossene Verordnung ein Verbot von FCKW
zum 1. Januar 1995 ausspricht. Hier lag offensicht-
lich ein Konflikt zwischen verschiedenen öffentli-
chen Interessen vor, die von unterschiedlichen
Ressorts vertreten werden, und für die es überdies
unterschiedliche Bund-Länder-Zuständigkeiten
gibt.

Solche Beispiele zeigen, daß keineswegs davon
auszugehen ist, daß „der Staat“ die öffentlichen
Interessen an sozial- und umweltverträglicher
Technikgestaltung in bestmöglicher Weise zu ver-
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folgen vermag. Der häufig gebrauchte Singular
..das öffentliche Interesse" löst sich bei näherer
Betrachtung in ein Konglomerat verschiedener,
miteinander konkurrierender Einzelinteressen auf.
genau wie sich ..der Staat” im faktischen Handeln
in eine Vielzahl von Gebietskörperschaften. Mini-
sterien. Behörden und Einzelakteuren auflöst, die

aufgrund des Ressortprinzips und faktischer Klien-
telverflechtung bestimmten Partikularinteressen
verpflichtet sind. Der immer wieder zu beobach-
tende Ressortpartikularismus ist ebenfalls als ein
wesentlicher behindernder Faktor für die staatli-
che Technikfolgenabschätzung identifiziert
worden31).

33) Ernst-Hasso Ritter. Das Recht als Steuerungsmedium im
kooperativen Staat, in: Dieter Grimm (Hrsg ). Wachsende
Staatsaufgaben - sinkende Steuerungsfähigkeit des Rechts.
Baden-Baden 1990. S. 72.
3) Ebd.. S. 11)5; Zitat mm Zitat: Dietrich Fürst. Die Neubele-
bung der Staatsdiskussion: Veränderte Anforderungen an
Regierung und Verwaltung in westlichen Industriegesell-
schaften. in: Thomas Ellwein et al. (Hrsg.). Jahrbuch zur
Staats- und Verwaltungswissenschaft 1. Baden-Baden 1987.
S. 266.
35) Vgl. Gunnar Folke Schuppert. Die Erfüllung öffentlicher
Aufgaben durch verselbständigte Verwaltungseinheiten.
Göttingen 1981.

IV. Techniksteuerung in der „assoziativen Demokratie“

Damit weisen sowohl die staatliche Technikfolgen-
abschätzung als auch die gesellschaftliche Technik-
steuerung spezifische Vor- und Nachteile auf. die
eine Synthese aus beiden Modellen nahelegen,
welche mit Joshua Cohen und Joel Rogers als
..assoziative Demokratie" bezeichnet werden
kann32). Im folgenden soll daher das Modell einer
staatlich kontrollierten verbandlichen Technik-
steuerung skizziert werden, bei der der Staat im
wesentlichen drei Funktionen ausübt: Erstens
nimmt er eine prozedurale Steuerung vor. um in
den gesellschaftlichen Steuerungsgremien ein de-
mokratisch legitimiertes Konsensmanagement der
verschiedenen Interessen zu gewährleisten, was
u.a. die formale Chancengleichheit beinhaltet.
Zweitens bemüht sich der Staat auch um eine
materielle Chancengleichheit der verschiedenen
Interessen, sich an der gesellschaftlichen Technik-
steuerung effektiv zu beteiligen: dazu gehört die
gezielte Unterstützung der in den verbandlichen
Arenen unterrepräsentierten Interessen durch ma-
terielle Hilfen, wobei auch einer staatlich organi-
sierten Technikfolgenabschätzung eine wichtige
Rolle zukommen kann. Drittens schließlich beteili-
gen sich staatliche Akteure aus den verschiedenen
Ressorts selber an der gesellschaftlichen Technik-
steuerung, indem sie in den regelsetzenden Gre-
mien die öffentlichen Interessen aus der Sicht des
jeweiligen Ressorts artikulieren.

Ein demokratietheoretisches Argument, die staat-
liche Repräsentation der öffentlichen Interessen
durch eine staatlich gestützte verbandliche Reprä-
sentation zu ergänzen, liegt in den oben angespro-
chenen Schwierigkeiten, ein einheitliches und ein-
deutig definierbares öffentliches Interesse quasi als
Summe aus der Vielzahl miteinander konfligieren-
der öffentlicher Einzelinteressen unter Einschluß
partikularer institutioneller Eigeninteressen der
verschiedenen Ressorts herauszudestillieren. Aus
der Analyse, daß sich ..die Einheit der Staatswil-

31) Vgl. H. Paschen et al. (Anm.20). S.25: Klaus-Dieter
Nowitzki. Probleme der funktionalen Differenzierung im
TA-Prozeß. in: M. Mai (Anm. I). S.97ff.
3) Joshua Cohen/Joel Rogers. Secondary Associations in
Democratic Governance. Manuskript. MIT/University of
Wisconsin. Cambridge/Madison 1990 (i.E. 1992).

lensbildung und die Einheit der Verwaltung...
zunehmend als Fiktionen"33) erweisen, ergeben
sich demokratietheoretische Konzepte, die folglich
..dem Staat" das Monopol auf die Definition „des
öffentlichen Interesses" absprechen und statt des-
sen auf Konsensbildungsprozesse setzen, die unter
gleichrangiger Beteiligung staatlicher Akteure und
von Vertretern einer Vielzahl von gesellschaftli-
chen Interessen ablaufen. Auch Ritters Konzept
des ..kooperativen Staats" gründet sich auf die
empirische Erkenntnis, daß „der Staat" „das öf-
fentliche Interesse" nicht mehr eindeutig zu reprä-
sentieren vermag: „Der Staat und seine Verwal-
tung sind keine monolithische Einheit, sondern ein
polyzentrisch handelnder Akteur: ... in der Ver-
bundproduktion von öffentlichen Aufgaben ist der
Staat nicht länger alleinige und zentrale Steue-
rungsstelle. sondern .Mitspieler in einem Netz von
Handelnden""34).

Tatsächlich werden solche partizipativen oder ko-
operativen Steuerungsmodelle nicht nur bei der
technischen Regelsetzung durch Verbände prakti-
ziert, sondern bei einer Fülle weiterer Steuerungs-
materien35). Der Gesetzgeber selbst hat beispiels-
weise die Fiktionen von der Einheit der staatlichen
Verwaltung und einer eindeutigen Bestimmbarkeit
„des öffentlichen Interesses" mit dem Baugesetz-
buch aufgegeben; dies schreibt jetzt bei Planungs-
verfahren vor, daß verschiedene private und öf-
fentliche Belange (im Plural) „gegeneinander und
untereinander" abzuwägen sind (Paragraph lf.).
Wenn die territoriale Repräsentation der gesell-
schaftlichen Interessen (durch Parteien) ein-
schließlich ihrer Übersetzung in Staats- und Ver-
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waltungshandeln nicht mehr ausreicht, um eine
effektive politische Steuerung auf einem Politik-
feld zu gewährleisten, ist sie zu ergänzen durch
eine prozedurale Steuerung von Arenen funktio-
naler Repräsentation (durch Verbände) sowie re-
flexiver Repräsentation (mit Partizipationshilfen)
der nur schwer organisierbaren Interessen36).

37) Vgl. Ulrich Battis/Christoph Gusy, Technische Normen
im Baurecht, Düsseldorf 1988, S. 59f.

Gegenüber den klassischen Pluralismuskonzeptio-
nen zeichnet sich das Modell der „assoziativen
Demokratie“ durch einen aktiven Staat aus, der
immer wieder aufs Neue dafür Sorge zu tragen
versucht, daß die Konsensfindungsprozesse nicht
von übermächtigen Partikularinteressen dominiert
werden, sondern ein „Gemeinwohl“ produzieren,
das durch den Konsens aller relevanten und annä-
hernd chancengleich partizipierenden gesellschaft-
lichen Interessen definiert ist. Die staatliche
Sicherstellung der Partizipationsfähigkeit der we-
niger organisations- und konfliktfähigen Interessen
durch die bereits erwähnten Organisations- und
Finanzhilfen stellt als reflexiv-prozedurale Steue-
rung eine wesentliche Voraussetzung für die Funk-
tionsfähigkeit der Entscheidungsgremien dar. Als
zweite wesentliche Voraussetzung hat der Staat
durch prozedurale Steuerung im eigentlichen Sin-
ne zu gewährleisten, daß das Steuerungsverfahren
die demokratietheoretischen Minimalanforderun-
gen erfüllt, die eine Delegation politischer Steue-
rungskompetenzen an privatrechtliche Institutio-
nen zu legitimieren vermögen.

Konkret kann eine bessere Berücksichtigung der
Interessen an einer sozial- und umweltverträgli-
chen Techniksteuerung durch mehrere Maßnah-
men erreicht werden. Zunächst kann der Staat
eine bessere Repräsentation der öffentlichen Inter-
essen an einer sozial- und umweltverträglichen
Technikgestaltung durch die Entsendung fachlich
kompetenter Vertreter in die regelsetzenden Gre-
mien erreichen, wobei allerdings nicht nur eine
Intensivierung, sondern auch eine Pluralisierung
der staatlichen Beteiligung erforderlich ist. Es
reicht in vielen Fällen nicht aus, nur aus einem
Ressort Vertreter in die Normungsgremien zu ent-
senden. Vielmehr sind - analog zum Beteiligungs-
verfahren nach dem Baugesetzbuch - beispielswei-
se bei allen Normungsvorhaben, die ökologische
Fragen berühren, neben den Fachressorts die Um-
weltministerien zu beteiligen, die überdies mit ver-
schiedenen technischen Behörden, insbesondere
dem Umweltbundesamt, über den erforderlichen

3)6Vgl. Gunther Teubner, Reflexives Recht, in: Archiv für
Rechts- und Sozialphilosophie, LXVIII (1982)1; Ulrich K.
Preuß, Perspektiven von Rechtsstaat und Demokratie, in:
Kritische Justiz, 22 (1989); Klaus Eder, Prozedurales Recht
und Prozeduralisierung des Rechts, in: D. Grimm
(Anm.33), S. 162.

technischen Sachverstand verfügen. Ähnliches gilt
bei gesundheitspolitischen Fragen für die Gesund-
heitsministerien und Behörden wie das Bundesge-
sundheitsamt, bei Fragen des Arbeitsschutzes für
die Arbeitsministerien und Behörden wie die Bun-
desanstalt für Arbeitsschutz.

Über die unmittelbare eigene Einflußnahme - als
ein Mitspieler unter anderen - hinaus kann der
Staat im Rahmen einer prozeduralen Steuerung
eine adäquate Berücksichtigung der öffentlichen
Interessen an einer sozial- und umweltverträgli-
chen Technikgestaltung in der verbandlichen Re-
gelsetzung verlangen. Im Grundsatz ist dies bereits
1975 durch den Normenvertrag zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und dem Deutschen In-
stitut für Normung und der damit zusammenhän-
genden Verfahrensnorm DIN 820 geschehen, in
dem sich das DIN u. a. zur „Berücksichtigung des
öffentlichen Interesses“ verpflichtet. Allerdings
sind diese Regelungen als unzureichend, weil zu
vage kritisiert worden37).

Daraus ergibt sich die Forderung, daß im Normen-
vertrag und - im Falle des DIN - in der DIN 820
die Begriffe „öffentliches Interesse“ und „Gemein-
wohl“ genauer zu spezifizieren wären; so wäre
beispielsweise in jedem Fall das öffentliche Inter-
esse am Umweltschutz in den Zielkatalog aufzu-
nehmen. Darüber hinaus wäre die Berücksichti-
gungspflicht zu operationalisieren, beispielsweise
indem eine unzureichende Berücksichtigung öf-
fentlicher Interessen eine aufschiebende Wirkung
im Schlichtungs- und Schiedsverfahren erhielte,
wie dies hinsichtlich der Umweltinteressen vom
Bundesumweltminister gefordert, wird.

Ebenfalls zur prozeduralen Steuerung gehört, daß
der Staat für eine interessenpluralistische Zusam-
mensetzung der relevanten Normen- und Richt-
linienausschüsse sorgt. Die Grundlagennorm DIN
820 (und die analogen Bestimmungen der anderen
regelsetzenden Verbände) enthält zwar bereits die
Bestimmung, daß „die interessierten Kreise“ - bei-
spielhaft genannt werden „Anwender, Behörden,
Berufsgenossenschaften, Berufs-, Fach- und Hoch-
schulen, Handel, Handwerkswirtschaft, industri-
elle Hersteller, Prüfinstitute, Sachversicherer,
selbständige Sachverständige, Technische Über-
wacher, Verbraucher, Wissenschaft“ - „in einem
angemessenen Verhältnis“ vertreten sein sollen;
allerdings ist in der Praxis der Regelsetzung häufig
festzustellen, daß gerade die öffentlichen, kollekti-
ven oder innovativen Interessen an sozial- und
umweltverträglicher Technikgestaltung, wenn
überhaupt, nur in einer Minderheit vertreten sind.
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Dies hängt nicht nur damit zusammen, daß die
Ausschußmitglieder (beispielsweise nach der
Richtlinie für Normenausschüsse im DIN) nach
dem Kooptationsprinzip rekrutiert werden, son-
dern auch damit, daß die stark auf dem System der
verbandlich organisierten Interessen aufbauende
Organisation der Regelsetzungspraxis dazu führt,
daß die im gesellschaftlichen Raum existierenden
Unterschiede in der Organisations- und Konflikt-
fähigkeit von Interessen reproduziert werden. Die
für eine erfolgreiche Beteiligung an der techni-
schen Regelsetzung benötigten Ressourcen zu mo-
bilisieren, fällt den organisierten Verbraucher-,
Umweltschutz- und z. T. auch den Arbeitnehmer-
interessen weitaus schwerer als den unmittelbar
vom Ertrag der Beteiligung profitierenden Wirt-
schaftsinteressen. Daher sind Maßnahmen zur
Steigerung der Partizipationsfähigkeit der unterre-
präsentierten Interessengruppen erforderlich.

Seitens der regelsetzenden Verbände ist eine er-
hebliche Erleichterung der Partizipationsbedin-
gungen durch eine Erhöhung der Transparenz der
Regelsetzung zu erwarten. Im Gegensatz zur gän-
gigen Praxis (die eigentliche Normungsarbeit er-
folgt nicht öffentlich; erst wenn ein Normentwurf
erarbeitet worden ist, wird der interessierten Öf-
fentlichkeit Gelegenheit zur Stellungnahme gebo-
ten) bestehen demokratische Minimalanforderun-
gen an Selbststeuerungsprozesse darin, daß die
Entscheider identifizierbar, die Argumente und
die Entscheidungsverläufe öffentlich nachvollzieh-
bar sind. Hierzu gehört auch die beispielsweise von
Gewerkschaftsseite und vom Umweltbundesamt
geforderte Verschärfung der Informationspflicht
der regelsetzenden Organisationen38).

38) Vgl. J. Welsch (Anm. 18), S. 659; Heinrich Freiherr von
Lersner, Bedeutung umweltbezogener Normung noch zu
wenig erkannt. Pressegespräch Normung und Umweltschutz
am 17. Dezember 1990 im Hause des DIN, Berlin 1990.
39) Vgl. G. F. Schuppert (Anm. 35). 40) Vgl. J. Welsch (Anm. 18), S. 659f.

Zur Durchsetzung dieser prozeduralen Steuerung
steht dem Staat der gesamte Kanon der Steue-
rungsmaßnahmen zur Verfügung, den Schuppert
eingehend diskutiert hat39), darunter präzisere ma-
terielle Vorgaben im Rahmen der Generalklausel-
methode, die Rahmengesetzgebung oder zumin-
dest eine Verschärfung der vertraglichen Verfah-
rensregelung, die prozedurale Steuerung durch die
staatlichen Vertreter in den Aufsichts- und Len-
kungsgremien oder die finanzielle Steuerung. Ein
indirekt wirksames Mittel des Staates, die regelset-
zenden Verbände dazu zu bringen, die öffentlichen
Interessen aus eigener Motivation hinreichend zu
berücksichtigen, besteht jedoch in der Drohung
mit dem allgegenwärtigen Gesetzesvorbehalt oder
zumindest einem - im Bauwesen vorhandenen, auf

anderen Technikfeldern einführbaren - Anerken-
nungsvorbehalt verbandlicher technischer Regeln.
Die Drohung mit staatlicher Regulierung kann
ausreichen, um die regelsetzenden Verbände zu
bewegen, die öffentlichen Interessen von sich aus
zu berücksichtigen und die demokratische Qualität
der verbandlichen Techniksteuerung zu heben, um
staatlichen Eingriffen zuvorzukommen. Der Ge-
setzesvorrang schwebt wie das Damoklesschwert
über den technischen Verbänden - allerdings muß
der Staat dafür sorgen, daß das Damoklesschwert
auch scharf bleibt, d. h. er muß ein Mindestmaß an
eigener technischer Kompetenz vorhalten, wie dies
z. B. im Bereich des Umweltschutzes mit dem Um-
weltbundesamt geschieht. Gesetzesvorbehalt und
Anerkennungsvorbehalt stellen im übrigen auch
Kontrollinstrumente (bzw. Notbremsen) dar, um
technische Regeln, bei denen sich Partikularinter-
essen durchgesetzt haben, ex post außer Kraft zu
setzen bzw. zu korrigieren.

Über die rein prozedurale Steuerung hinaus ist der
Staat in einer „assoziativen Demokratie“ gefor-
dert, für Chancengleichheit der konkurrierenden
Interessen in den Arenen gesellschaftlicher Selbst-
steuerung zu sorgen. Das schließt eine gezielte
Verbesserung der Partizipationsfähigkeit der weni-
ger organisations- und konfliktfähigen Interessen
ein, z.B. durch Organisations- und Finanzhilfen,
aber auch durch die Bereitstellung des für eine
effektive Beteiligung an der verbandlichen Tech-
niksteuerung unverzichtbaren technischen Sach-
verstands. Auch in dieser Gruppe von Maßnah-
men gibt es durchaus eine Reihe von Ansätzen, die
allerdings sämtlich quantitativ (vor allem von der
Personalausstattung her) noch nicht ausreichend
sind. Im Bereich direkter organisatorischer, perso-
neller und finanzieller Unterstützung ist an erster
Stelle der seit 1975 vom Bundeswirtschaftsministe-
rium finanzierte Verbraucherrat im DIN zu nen-
nen, zu dessen Aufgaben einerseits gehört, die
Verbraucherverbände auf verbraucherrelevante
Normungsvorhaben aufmerksam zu machen, und
andererseits, die Verbraucherverbände dabei zu
unterstützen, Verbraucherinteressen in konkrete
Normungsvorhaben einzubringen. Mit einer ähnli-
chen Konstruktion und analoger Aufgabenstellung
wurde 1990 die vom Bundesminister für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit finanzierte
Koordinierungsstelle Umweltschutz im DIN einge-
richtet (bzw. ausgebaut). Eine vergleichbare Ver-
tretung der Arbeitnehmerinteressen, die von den
Gewerkschaften gefordert wird40), gibt es auf
nationaler Ebene noch nicht, wohl aber auf der
zunehmend an Bedeutung gewinnenden europäi-
schen Ebene in Gestalt eines von der EG-Kommis-
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sion finanzierten technischen Büros zur Beobach-
tung arbeitnehmerrelevanter europäischer Nor-
mungsvorhaben.

Neben den organisatorischen Ansätzen zur Ver-
besserung der Partizipationsfähigkeit stellt die Be-
reitstellung des erforderlichen Sachverstands in
technischen Detailfragen eine weitere wichtige
Unterstützungsleistung von staatlicher Seite dar.
In den fachlichen Auseinandersetzungen haben die
Repräsentanten der Interessen an sozial- oder um-
weltverträglicher Technikgestaltung, die zudem
häufig Generalisten sind, den Mitgliedern der re-
gelsetzenden Gremien, die aus der interessierten
Wirtschaft stammen und sich meist aus den For-
schungs- und Entwicklungsabteilungen ihrer Un-
ternehmen bzw. aus der Auftragsforschung mit
dem aktuellsten wissenschaftlich-technischen
Sachverstand zu versorgen vermögen, meist keine
adäquate Kompetenz entgegenzusetzen. Um argu-
mentative Gegenstrategien entwickeln zu können
oder realistische technische Alternativlösungen in 
die Regelsetzung einbringen zu können, wäre es
meist erforderlich, gezielten Sachverstand bereit-
zustellen - etwa durch Rekrutierung versierter
Fachspezialisten oder durch die Vergabe von Gut-
achten, Forschungs- und Entwicklungsaufträgen,
deren Finanzierung von staatlicher Seite übernom-
men werden müßte.

Auch diese Art von Maßnahmen wäre im Grund-
satz nicht neu, wenngleich bis heute noch in unzu-
reichendem Maße praktiziert: So haben etwa die
Umweltschutzorganisationen die Möglichkeit,
über die Koordinierungsstelle Umweltschutz im
DIN auf den im Umweltbundesamt (UBA) kon-
zentrierten Sachverstand zurückzugreifen. Dar-
über hinaus entsendet das UBA selber Vertreter in 
die Normenausschüsse. Im Rahmen des Pro-
gramms „Mensch und Technik. Sozialverträgliche
Technikgestaltung“41) hat das Land Nordrhein-
Westfalen die Aufstellung verbandlicher Regeln
zur Gestaltung von Arbeit und Technik initiiert42)
und normungsbegleitende Projekte gefördert, die
laufende Normungsvorhaben evaluierten und Ein-
sprüche gegen Normentwürfe formulierten43). Die
bundeseigene Gesellschaft für Mathematik und
Datenverarbeitung, die eine umfangreiche For-

44) Vgl. Helmut Voelzkow, Die Normung von CIM-Schnitt-
stellen, Arbeitspapier des Sonderforschungsbereichs 187
„Neue Informationstechnologien und flexible Arbeitssyste-
me“. Ruhr-Universität Bochum 1989.
45) Vgl. Volker Eichener/Rolf G. Heinze/Helmut Voelz-
kow, Techniksteuerung im Spannungsfeld zwischen staatli-
cher Intervention und verbandlicher Selbstregulierung, in:
Rüdiger Voigt (Hrsg.), Abschied vom Staat - Rückkehr zum
Staat?, Frankfurt/M. 1991 (i.E.).

4) Vgl. zu dem Forschungsprogramm Georg Simonis et al.,
Gesellschaftsorientierte Technologiepolitik. Das Landespro-
gramm „Mensch und Technik. Sozialverträgliche Technikge-
staltung“ in Nordrhein-Westfalen, in: Werner Fricke
(Hrsg.), Jahrbuch Arbeit und Technik 1990, Bonn 1990.
4) So ist beispielsweise die VDI-Handlungsempfehlung „So-
zialverträgliche Gestaltung von Automatisierungsvohaben“

im Rahmen eines Projekts des Landesprogramms vorbereitet
worden.
4)3 Vgl. Ulrich Piepenburg/Karl-Heinz Rödiger, Mindestan-
forderungen an die Prüfung von Software auf Konformität
nach DIN 66234, Teil 8, paper, o. O. 1989.

schungsarbeit betreibt, hat ihre Kompetenzen
ebenfalls in mehrere Normungsvorhaben zur so-
zialverträglichen Gestaltung von Informationsver-
arbeitungssystemen eingebracht. Mit dem Trend
zur „entwicklungsbegleitenden Normung“ werden
die Möglichkeiten des Staates, Einfluß auf techni-
sche Regelsetzungsprozesse über die öffentliche
Förderung von normungsvorbereitenden und -be-
gleitenden Forschungs- und Entwicklungsvorha-
ben zu nehmen, weiter steigen. Ein wichtiges
Beispiel stellt die Förderung der vorbereitenden
Arbeiten zur Normung der rechnerintegrierten
Fertigung (CIM) durch das Bundesministerium für
Forschung und Technologie (BMFT) dar44), in de-
ren Rahmen das BMFT auch die Durchführung
einer Vorstudie zur Technikfolgenabschätzung der
projektierten Normungsarbeiten durchgesetzt hat.

Diese Beispiele zeigen, daß eine staatlich geförder-
te wissenschaftliche Technikfolgenabschätzung im
Rahmen einer gesellschaftlichen Techniksteuerung
eine durchaus wichtige Rolle spielen kann. Solche
Technikfolgenabschätzungsprojekte können dazu
dienen, im Vorfeld der verbandlichen Technik-
steuerung die organisierten Interessen an einer
sozial- und umweltverträglichen Technikgestaltung
mit dem erforderlichen Sachverstand zu versorgen.
Eine staatlich finanzierte Technikfolgenabschät-
zung hätte damit die Aufgabe, im gesellschaftli-
chen Aushandlungsprozeß der unterschiedlichen
Interessen zur Herstellung von „Waffengleichheit“
auf dem Gebiet der wissenschaftlich-technischen
Kompetenz beizutragen.

Dieses Modell unterscheidet sich vom expertokra-
tischen Modell der Technikfolgenabschätzung dar-
in, daß hier die Interessengebundenheit der Tech-
nikfolgenabschätzung nicht geleugnet wird, son-
dern, im Gegenteil, die Technikfolgenabschätzung
zur Unterstützung der weniger partizipationsfähi-
gen Interessen dient. Damit beansprucht die Tech-
nikfolgenabschätzung selber keine demokratische
Legitimation; die Legitimation entsteht vielmehr
im Konsensbildungsprozeß unter Beteiligung eines
breiten Spektrums gesellschaftlicher Interessen,
die alle über ausreichende Beteiligungsmöglichkei-
ten verfügen45).

Im Rahmen einer „assoziativen Demokratie“
könnte auch den parlamentarischen Technik-
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folgenabschätzungsgremien (wie beispielsweise
dem Ausschuß „Mensch und Technik“ im Landtag
Nordrhein-Westfalen46) eine spezifische, politische
Rolle zukommen. Die Delegation der Technik-
steuerung an die regelsetzenden Verbände darf
nämlich keineswegs mit einem Rückzug des Staa-
tes aus diesem Politikfeld einhergehen. Vielmehr
erfordert die „assoziative Demokratie“ einen in
mehrfacher Weise aktiven Staat, d. h. einen Staat,

46) Vgl. den Beitrag von Manfred Mai in diesem Heft.

- der sich intensiv und ressortpluralistisch an der
technischen Regelsetzung beteiligt,

- der durch die Drohung mit dem Gesetzesvorbe-
halt und ggf. mit einem Anerkennungsvorbehalt
eine hohe demokratische Qualität der verbandli-
chen Regelsetzung zu erreichen vermag,

- der für Verfahrensregeln im Prozeß der techni-
schen Regelsetzung sorgt, die eine pluralistische
Interessenberücksichtigung gewährleisten,

- der die Fähigkeit der weniger organisations- und
konfliktfähigen Interessen zur Partizipation an
der verbandlichen Regelsetzung gezielt fördert,

- der die Repräsentation der gesellschaftlichen In-
teressen an sozial- und umweltverträglicher
Technikgestaltung in der verbandlichen Regel-
setzung durch die Bereitstellung technischen
Sachverstandes, etwa durch staatlich finanzierte
Vorhaben zur Technikfolgenabschätzung, unter-
stützt.

Die assoziative Demokratie bedeutet damit keinen
„Abschied vom Staat“. Wenn Parlament und Re-
gierung diese Elemente einer politischen und pro-
zeduralen Steuerung aktiv praktizieren, dürfte die
gesellschaftliche Techniksteuerung einer staatli-
chen Techniksteuerung nicht nur unter Effektivi-
tätsgesichtspunkten, sondern auch unter dem
Aspekt der demokratischen Legitimation überle-
gen sein.
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Bernhard Claußen

Politische Bildung in ökologischer und
sozialer Verantwortung

Didaktische Aspekte der Technologiefolgenabschätzung

I. Technologiefolgenabschätzung als politische und pädagogische Aufgabe
Seit ihrem Beginn ist die Technologieentwicklung
mit Fragen der Abschätzung von Folgen ver-
knüpft. Allerdings waren diese zunächst und wäh-
rend eines langen Zeitraumes ziemlich undifferen-
ziert, wenig systematisch und überwiegend zweck-
rational:

- In ihrem Mittelpunkt stand zumeist marktöko-
nomisches Kalkül (unternehmerische Kosten-
Nutzen-Erwägungen unter Profitabilitäts- und
Rentabilitätsgesichtspunkten).

- Zumeist erfolgte sie bloß punktuell und wenig
koordiniert (freiwillige, beliebige und individu-
elle Analysen strategischen und taktischen Zu-
schnitts).

- Im allgemeinen lag ihnen eine nur geringe Zahl
von Maßstäben zugrunde (Orientierung an
Durchsetzbarkeit, Herstellung von Akzeptanz,
gedanklicher Vorgriff auf die weitere Entwick-
lung).

Zweierlei war für diese Abschätzung von Folgen
überdies kennzeichnend: Erstens war sie auf ein-
zelne Techniken oder Techniksegmente eher kon-
zentriert als auf deren Zusammenwirken in einem
technologischen Beziehungsgeflecht. Zweitens be-
trachtete sie Technologie mehr idealisierend nebu-
lös und mystisch verklärt denn als empirisch ding-
fest zu machenden Wirkzusammenhang und als
Materialisierung von Interessenlagen, gesellschaft-
lichen Strukturen und Herrschaftsansprüchen. Die
Abschätzung von Folgen blieb damit vorwiegend
immanent; d.h. zu einer grundlegenden Problema-
tisierung von Technik und Technologie drang sie
nicht vor. Dazu paßt, daß sie in erster Linie eine
Art Privatangelegenheit war, während die Politik
allenfalls den Rahmen für eine nahezu ungehemm-
te Technologieentwicklung garantierte.

Ein keineswegs geringes Maß an Rationalität läßt
sich all dem durchaus nicht absprechen. Doch es
war eben jene halbierte und instrumentelle Ratio-
nalität, die bis in die Gegenwart hinein bestim-
mend ist für den Verlauf der Moderne1). Zu ihr

1) Vgl. Max Horkheimer/Theodor W. Adorno, Dialektik
der Aufklärung. Philosophische Fragmente, Neuausgabe,
Frankfurt/M. 1986.

2) Wolfgang Billigen, Technikfolgenabschätzung, in: Hanno
Drechsler u.a., Gesellschaft und Staat. Lexikon der Politik,
Baden-Baden 19897, S. 673.
3) Vgl. Renate Damus, Die Legende von der Systemkonkur-
renz. Kapitalistische und realsozialistische Industriegesell-
schaft, Frankfurt/M. - New York 1986.
4) Bereits die offensichtliche Gestörtheit der Öffentlichkeit
verweist auf eine politische Dimension selbst privat veran-
stalteter Technologiefolgenabschätzung; vgl. dazu Jürgen
Habermas, Strukturwandel der Öffentlichkeit. Untersuchun-
gen zu einer Kategorie der bürgerlichen Gesellschaft, Neu-
ausgabe, Frankfurt/M. 1990, inbesondere S. 275 ff.
5) W. Hilligen (Anm.2), S. 673; s. a. den Beitrag von S.
Jaufmann/E. Kistler in diesem Heft mit empirisch begründe-
ter anderen Ansicht.

gehört auch jener bis noch vor wenigen Jahrzehn-
ten weitgehend uneingeschränkte Konsens, nach
dem unversehens „technischer und gesellschaftli-
cher Fortschritt ineinsgesetzt" werden2). Der lange
schon auf der Grundlage desselben Zivilisations-
modells ruhenden Konvergenz zwischen westli-
chen kapitalistischen und östlichen real-sozialisti-
schen Gesellschaften ist es zuzuschreiben, daß
auch bei weniger entfalteter Industrialisierung eine
Identität von technischem und gesellschaftlichem
Fortschritt behauptet wurde und etwaige Negativ-
folgen der technologischen Entwicklung, sofern
überhaupt abgeschätzt, mit ideologischer Begrün-
dung der jeweils anderen Seite angelastet
wurden3).

Seit gut zwei Jahrzehnten indes trifft allmählich für
die allgemeine Öffentlichkeit zu, was bis dahin
entweder gar nicht oder nur vereinzelt oder in
elitären bzw. gesellschaftlich marginalisierten Teil-
öffentlichkeiten Gegenstand kritischer Technolo-
giebetrachtungen war4): „Zunehmende Umwelt-
schäden, technische Katastrophen und Auswirkun-
gen der Technik auf Arbeit und Lebenswelt haben
die Ambivalenz des wissenschaftlichen und techni-
schen Fortschritts ... bewußt gemacht; die Tech-
nikakzeptanz nimmt ab, die Skepsis gegenüber
technischem Fortschritt nimmt zu bis hin zu einer
Ablehnung, zumal in Teilen der Jugend.“5)

Dieser - vordergründig wie eine Umkehrung ehe-
maliger Verhältnisse aussehende - Prozeß gehört
zu den Charakteristika jenes Wertewandels, der
seit einigen Jahrzehnten zu gravierenden kulturel-
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len Umbrüchen führt. Tatsächlich verläuft er quer
zu den traditionellen klassenbezogenen Tren-
nungslinien in Gesellschaft und Politik6). Seine
Hintergründe, auf die hier nicht im einzelnen ein-
gegangen werden kann7), hat er nicht zuletzt in
den allgemeinen und besonderen objektiven wie
subjektiven Lebensumständen im Gefolge des ra-
santen technologischen Wandels der jüngsten Ver-
gangenheit.

•) Vgl. Ronald Inglehart. Kultureller Umbruch. Wertwandel
in der westlichen Welt. Frankfurt/M. - New York 1989.
7) Vgl. Ulrich Beck. Risikogesellschaft. Auf dem Weg in
eine andere Moderne. Frankfurt/M. 19885.
8)1 W. Hilligen (Anm.2). S. 673: ergänzend vgl. Raban Graf
von Westphalen (Hrsg.). Technikfolgenabschätzung - als
politische Aufgabe. München 1988.
9) Vgl. Heinz Ulrich Brinkmann. Technikfolgenabschät-
zung/TA. in: Everhard Holtmann/Heinz Ulrich Brinkmann/
Heinrich Pehle (Hrsg.). Politik-Lexikon, München-Wien
1991. S. 629.

Im Zuge all dessen ist somit „die Frage nach der
Möglichkeit und nach den Wirkungen neuer Tech-
nologien ... zu einer politischen geworden. Politi-
ker entscheiden über Forschungs- und Förderungs-
programme, über Genehmigungen und über Be-
stimmungen für den Umweltschutz"8). Es nimmt
nicht wunder, daß der Begriff der Technologiefol-
genabschätzung erst in diesem Kontext im eigent-
lichen Sinne Verwendung zu finden beginnt und
erst der jüngeren Fachterminologie der Politikwis-
senschaft angehört9).
Politikum ist Technologiefolgenabschätzung frei-
lich nicht bloß im formalen Sinne, weil Politiker
über sie befinden und sich ihrer bedienen. Sie ist
dies auch wegen der generellen Herrschaftsbezüge
von Technik und wegen der Technologisierung
moderner Politik.

Ungeachtet der Möglichkeiten einer durchaus plu-
ralistischen Begriffsauslegung und Konzeptent-
wicklung zur Technologiefolgenabschätzung ist da-
bei ein spezifischer Impetus von vornherein zu-
grundegelegt: „Das Instrument der Technikfolgen-
abschätzung entstand aus der Diskussion über
nicht-intendierte Folgen technischer Innovation,
vor allem solche negativer Art (insbesondere ...

Gentechnik. Nuklearenergie). Technologiefolgen-
abschätzung soll den politischen Entscheidungsträ-
gern in ... Exekutive und ... Legislative techni-
sche und wissenschaftliche Informationen zu
potentiellen Wirkungen der Anwendung neuer
Technologien liefern. Technologiefolgenabschät-
zung dient als Frühwarnsystem."10)

Von ihrer Absicht und Funktion her ist Technolo-
giefolgenabschätzung eo ipso auch pädagogische
Herausforderung. Denn immerhin knüpfen sich an
sie Aufklärungserwartungen vor dem Hintergrund
von Lernbereitschaft:
- In politikwissenschaftlicher Perspektive muß

daran interessieren, welche politischen oder son-
stigen materiellen Bedingungen der Entfaltung
der pädagogischen Implikationen hinderlich
oder förderlich sind und inwiefern Lernzugewin-
ne im Staate handlungsbedeutsam tragfähig
sind.

- Für die Pädagogik in der Demokratie stellt sich
die Aufgabe, die in der Technologiefolgenab-
schätzung liegenden Vermittlungsprobleme kon-
struktiv-kritisch zu beleuchten und darauf zu
achten, daß die Lernzugewinne nicht undemo-
kratisch bloß der Maximierung von Herrschafts-
wissen dienen.

Damit sind grundlegende Fragen politischer Bil-
dung und ihrer Didaktik angesprochen. Daß sie.
von Ausnahmen abgesehen11), bislang nur äußerst
defizitär bearbeitet wurden, ist zu Recht moniert
worden12). Im folgenden soll ihnen, mit Blicklen-
kung auf ausgewählte wichtige Aspekte, ein Stück
weit nachgegangen werden13).

II. Politikdidaktische Relevanz und Dimensionen der
Technologiefolgenabschätzung

1. Erfahrungsbereiche des Politischen

Die Notwendigkeit didaktischer Reflexion über
Technologiefolgenabschätzung ergibt sich zu-
nächst aus dem Erfordernis einer zugleich reali-
tätsgerechtenund wissenschaftsorientierten politi-
schen Bildung:

- Technologiefolgenabschätzung gehört zum Be-
stand der in den zurückliegenden Jahren institu-
tionalisierten Innovationen des politischen Sy-
stems: „Der Deutsche ... Bundestag und die ...
Regierungen einiger deutscher ... Länder set-

I") Ebd.: Abkürzungen des Originals werden hier und im
folgenden ausgeschrieben. Ergänzend s.a. die Beiträge in
Hans-Hermann Hartwich (Hrsg.). Politik und die Macht der
Technik. Opladen 1986.
11) Vgl. Heike Ackermann u.a. (Hrsg.). Technikentwick-
lung und Politische Bildung. Opladen 1988.
12-) Vgl. Gerhard Zimmer. Politisches Lernen und technolo-
gische Entwicklung, in: Josef Held (Hrsg.). Subjektbezogene
Jugendforschung. Hamburg 1989. S. 127ff.
13) Vgl. Bernhard Claußen. Neue Technologien, politisch-
gesellschaftliche Entwicklung und die Aufgaben Politischer
Bildung. Eine sozialwissenschaftlich-fachdidaktische Skizze
ihres Verhältnisses, in: H. Ackermann u.a. (Anm. 11).
S. 171-211.
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zen sich seit längerem ... mit dieser Problematik
auseinander. Der Name des Bundestagsaus-
schusses für Forschung und Technologie wurde
um den Zusatz Technologiefolgenabschätzung
erweitert; die Technologiefolgenabschätzungs-
Enquetekommission legte einen Bericht vor.
Der Bundestag beschloß im Jahr 1990, ein mit
externen Experten besetztes ,Technologiefol-
genabschätzungs-Büro1 einzurichten. Die Län-
der Nordrhein-Westfalen und Baden-Württem-
berg vergeben oder initiieren Forschungsaufträ-
ge über Technologiefolgenabschätzung.“14)

14) H. U. Brinkmann (Anm. 9).
15) Vgl. Gerhard W. Wittkämper, Über den Nutzen politik-
wissenschaftlicher Forschung und Lehre angesichts der Not-
wendigkeit, Natur- und Technikwissenschaften an den Uni-
versitäten verstärkt zu fördern, in: H.-H. Hartwich
(Anm. 10), S. 434-436.
16) Vgl. Bernhard Claußen, (Neue) Techniken und Techno-
logien. Eine fachliche und didaktische Bibliographie für die
sozialkundlich-politische Bildung, in: ders. (Hrsg.), .Neue
Technologien* als Thema der Gesellschaftslehre. Bausteine
für den sozialwissenschaftlichen Unterricht auf den Primar-
und Sekundarstufen sowie für die außerschulische politische
Bildung, Baltmannsweiler 1991 (i.E.).

17) G. Zimmer (Anm. 12), S. 136.
18) Ebd.,S. 137.
19) Vgl. auch Ulrich Sarcinelli u.a., Politikvermittlung und
politische Bildung. Herausforderungen für die außerschuli-
sche politische Bildung, Bad Heilbrunn 1990.
20) Hans-Hermann Hartwich, Die wechselseitige Beeinflus-
sung von Politik und staatlicher politischer Bildung, in: Bun-
deszentrale für politische Bildung (Hrsg.), Vierzig Jahre
politische Bildung in der Demokratie. Dokumentation. Bonn
1990. S.47f.
21) Vgl. Ulrich Beck, Von der Industriegesellschaft zur Risi-
kogesellschaft. Überlebensfragen, Sozialstruktur und ökolo-
gische Aufklärung, in: Will Cremer/Ansgar Klein (Hrsg.),
Umbrüche in der Industriegesellschaft. Herausforderungen
für die politische Bildung, Opladen 1990, S. 13-35.

- Die Politikwissenschaft war nicht nur maßgeb-
lich an der Etablierung der Technologiefolgen-
abschätzung beteiligt15), sondern wird in zu-
nehmendem Maße von öffentlichen und priva-
ten Politikträgem mit vorbereitenden, beglei-
tenden und auswertenden Forschungsprojekten
beauftragt16). Doch trotz der zunehmenden In-
stitutionalisierung und Politikfeldforschung zur
Technologiefolgenabschätzung ist diese noch
keine vollständig befriedigende formal und wert-
bezogen verfaßte Dimension des Politischen
(„Polity“). Bemerkenswerter als ihre Organisa-
tionsweise und ihr Stellenwert im Gefüge des
politischen Systems sind wohl die Auseinander-
setzungen im Vorfeld ihrer Einrichtungen, die
kontroversen Gehalte ihrer Expertisen und die
dämm geführten Debatten, ihre Einflußnahme
auf die Willensbildungs- und Entscheidungsvor-
gänge sowie die damit verbundenen Ereignisse,
Normen und Interessenkonstellationen.

Gerade die Verbindungslinien zur prozessualen
Seite des Politischen („Politics“) verbieten wie von
selbst eine rein sachkundliche Thematisierung der
Technologiefolgenabschätzung in der politischen
Bildung. An ihnen nämlich lassen sich die Wider-
sprüche, Ambivalenzen und Brüche der Technolo-
giefolgenabschätzung im besonderen und der zeit-
genössischen Technologieproblematik im allge-
meinen ermitteln. Es ist dies wichtig, wenn „durch
... argumentative Konfrontation der verschiede-
nen Aspekte ... neue Einsichten erlangt bzw.
neue Handlungsmöglichkeiten erkannt, reflek-

tiert, ausgewählt, erprobt und realisiert werden“
sollen17).
Denn zielte politische Bildung nur „auf die bloße
Aneignung vermittelten Wissens über die techno-
logische Entwicklung und ihrer möglichen Konse-
quenzen, auf die bloße Interiorisierung von ,von
oben* vorstrukturierten Handlungen ..., dann be-
deutet(e) dies erstens, daß den Lernenden die
Kompetenz zur Erlangung neuer Einsichten und
die Reflexion neuer Handlungsmöglichkeiten ge-
nerell abgesprochen (würde), und zweitens, daß
die Reflexion und Erlangung neuer Einsichten den
verschiedenen Vermittlungsagenten des Manage-
ments und der Funktionäre als Aufgabe übertra-
gen und also von den Lernenden selbst abgezogen“
würde18). Insofern kann die Einbeziehung von
Technologiefolgenabschätzung in die politische
Bildung die herkömmliche Politikvermittlung ge-
radezu konterkarieren19).
Gleichwohl behält die Zuordnung der Technolo-
giefolgenabschätzung zur inhaltlichen Dimension
des Politischen („Policy“) klassifikatorischen
Wert. Die für „die Felder und Inhalte der Politik“
getroffene Feststellung, sie seien „lediglich .Auf-
hänger* “ und hätten „ihren Ort im Unterricht mit
einer gewissen Beliebigkeit, die von Aktualität,
Betroffeneninteresse und ähnlichem bestimmt
wird“20), mag für viele Phänomenbereiche dieser
Dimension gelten. Sie ist aber für den Bereich der
Technologiefolgenabschätzung nur eingeschränkt
akzeptabel.
Man wird zugestehen müssen, daß es Politikfelder
unterschiedlicher Reichweite und Gewichtigkeit
gibt, so daß ihre Auswahl nicht grundsätzlich belie-
big sein darf. Von der Technologiefolgenabschät-
zung läßt sich gewiß sagen, daß sie eine herausra-
gende Bedeutung hat. Immerhin ist sie eines der
wichtigsten Instrumente zur Bewältigung einer der
zentralen Herausforderungen der Gegenwart: hu-
mane Sanierung der ökologischen und sozialen
Folgen der bisherigen Technologieentwicklung
einerseits, für die natürliche und kulturelle Um-
welt verträgliche Gestaltung der künftigen Tech-
nologieentwicklung andererseits21). Daraus läßt
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sich ein erheblicher Eigenwert der Technologiefol-
genabschätzung für die Bestimmung maßgeblicher
Gehalte der politischen Bildung ableiten.

2. Ökologische Krise und politische Bildung

Über die - wegen der eigentümlichen Bedeutung
vielleicht sogar besondere - Eignung für eine
exemplarische Erschließung grundlegender Me-
chanismen, Funktionen, Gesetzmäßigkeiten und
Gegebenheiten des Politischen hinaus sollte die
Technologiefolgenabschätzung folglich im Mittel-
punkt der Auseinandersetzung mit dem herausra-
genden Schlüsselproblem der ökologischen Krise
stehen. Der Rückgriff auf die „Policy“-Aspekte
hat dabei die Funktion einer inhaltlichen Konturie-
rung politischen Lernens.

Politische Bildung gewinnt ihre Identität nämlich
nicht als Ort für die Verhandlung aller beliebigen
Themen politischer Art, sondern durch Konzen-
tration auf Wesentliches. Dazu gehört eben auch
die Verdeutlichung vordringlicher, substanzvoller
Gestaltungsaufgaben der Politik. Die Technologie-
folgenabschätzung verweist in diesem Falle zum
einen auf objektiv notwendige Belange der Gegen-
wart und der näheren Zukunft. Zum anderen kann
sie zusammen mit der Thematisierung anderer
Schlüsselprobleme verschwommenen, motiva-
tionslosen und realitätsblinden Vorstellungswelten
über die Politik und einem inflationären Verständ-
nis von Politik, das ohne Differenzierung nahezu
alle Probleme der Welt in den Rang vordringlicher
Politika erhebt, entgegenwirken.

Mitnichten soll damit einer apologetischen Be-
handlung der Technologiefolgenabschätzung das
Wort geredet werden. Keineswegs ist es erforder-
lich, die Vollzugsweisen und Ergebnisse vorfindli-
cher Technologiefolgenabschätzung allein zu re-
produzieren und die Lernenden sich aneignen zu
lassen. Soll politische Bildung ihrer Problematisie-
rungskompetenz gerecht werden, geht es um mehr
und anderes, nämlich mindestens um

- das Kennenlernen alternativer Modelle und
Konzepte der Technologiefolgenabschätzung,

- die ideologiekritische Aufarbeitung der Entste-
hungs-, Vollzugs- und Verwertungszusammen-
hänge realisierter Technologiefolgenabschät-
zung,

- den kontrastiven Vergleich von Prozessen und
Ergebnissen innerhalb einzelner und zwischen
verschiedenen Realisierungen der Technologie-
folgenabschätzung,

- die Beantwortung der Frage nach der Legitima-
tion, Reichweite, Praktikabilität und Nutzan-

wendbarkeit von Technologiefolgenabschät-
zung.

Es muß begründet vermutet werden, daß die Be-
wältigung all dieser Aufgaben sich nicht von selbst
bei der bloßen Anschauung von Technologiefol-
genabschätzung einstellt. Das liegt, was die politi-
sche Realität betrifft, vor allem an der Zweckbe-
stimmtheit durch Auftraggeber, ausgesuchte
Adressaten und die routinierte Praxis der Tech-
nologiefolgenabschätzung. Hinsichtlich ihrer poli-
tikwissenschaftlichen Durchdringung ist folgendes
zu bemängeln: „Die Politikwissenschaft tut für die
Gesellschaft und ihre Teilsysteme im Verhältnis
von Technik und Politik viel Gutes, sie redet dar-
über aber nicht oder so kompliziert, daß die Ge-
sellschaft ... nicht versteht und deshalb ... unbe-
gründeten Sonntagsreden der Politiker zuju-
belt.“22)

22) G. W. Wittkämper (Anm. 15), S. 436.

Eine über die Ermittlung allgemeiner Relevanzen
und Dimensionen noch hinausgehende politikdi-
daktische Erschließung der Technologiefolgenab-
schätzung ist nötig, weil nicht automatisch alle
Aspekte dieses Poltikfeldes bildungsrelevant sind.
Erforderlich ist sie auch als Vermittlungsaufgabe
zwischen den realen und vermeintlichen elitären
Experten einerseits und den direkt wie indirekt
betroffenen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern
andererseits, denen im Alltag Technologiefolgen-
abschätzung zumeist entweder überhaupt nicht
oder über zweifelhafte Überzeugungs- und Ver-
schleierungsarbeit dargestellt wird.

Das partizipatorische Element politischer Bildung
muß gewährleisten, daß bei Neigung und Kompe-
tenz Aussicht besteht, in die Strukturen und Pro-
zesse etablierter Technologiefolgenabschätzung
einzugreifen. Kollektives Handeln bedeutet dabei
nicht den Aufmarsch gedanklich konfektionierter
Massen, sondern gemeinschaftliches Tun auf der
Grundlage interessenvermittelter Aufgeklärtheit.
Das handlungsorientierte Element politischer Bil-
dung wird beinhalten müssen, daß die praktische
Umsetzung von Technologiefolgenabschätzung
nicht allein eine Aufgabe der Makropolitik bleibt
und quasi-hierarchisch auf die Gesellschaft ein-
wirkt. In mikropolitischer Perspektive, die den
subjektiven Faktor zu aktivieren hätte, kommt es
nicht nur auf die kritische Prüfung der Angemes-
senheit und Gerechtigkeit der Technologiefolgen-
abschätzung und ihrer Folgen an. Es gibt daneben
noch die andere Dimension, die darüber mitent-
scheidet, „ob eine vernünftige Folgenabschätzung
durchgesetzt werden bzw. sich durchsetzen kann
... Produzenten und Konsumenten müßten sich
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bemühen, zu lernen, neue Produkte und Tätigkei-
ten dahingehend zu beurteilen, wie sie sich auswir-
ken: auf die Umwelt; auf den Energieverbrauch;
auf die Kommunikation; auf das Wohlbefinden;
auf die Lebensqualität - auf die Chancen für Über-
leben - und zwar langfristig“23).

23) W. Hilligen (Anm. 2), S. 674.
24) G. Zimmer (Anm. 12), S. 136. s.a. Hans Platzer, Tech-
nologiefolgenabschätzung und Technikdiskurs in der Demo-
kratie, in: Materialien zur Politischen Bildung, 17 (1988) 2,
S. 33-38.
25) Vgl. Carl Bohret, Politik und Technik. Eine Aufgabe
fachwissenschaftlicher und multidisziplinärer Forschung, in:
H.-H. Hartwich (Anm. 10), S. 12-22.
26) H. U. Brinkmann (Anm. 9); Daniel Barben/Meinolf
Dierkes, Un-Sicherheiten im Streit um Sicherheit - Zur
Relevanz der Kontroversen um die Regulierung technischer
Risiken, in: Ulrich Sarcinelli (Hrsg.), Demokratische Streit-
kultur. Theoretische Grundpositionen und Handlungsalter-
nativen in Politikfeldern, Opladen 1990, S. 422-444.

27) H.-H..Hartwich (Anm. 20), S. 46.
28) Ebd.,S.45f.

Politische Bildung über Technologiefolgenabschät-
zung erfährt dadurch zwei Seiten der „Diskussion
einer gesellschaftlichen Gebrauchswertpolitik“24),
Mit ihr kann eine bloß larmoyant verfahrende
Kapitalismus- und Industrialismuskritik konstruk-
tiv überwunden werden.

III. Didaktisch-methodische Zugänge zur Technologiefolgenabschätzung
für die politische Bildung

1. Dienstleistungsfunktion der politischen Bildung

Technologiefolgenabschätzung beinhaltet eine
überaus komplexe und allenfalls interdisziplinär zu
bewältigende Aufgabenstellung25). Denn sie be-
zieht sich „primär ... auf mögliche langfristige
Auswirkungen sozialer, biologischer, physischer,
ökonomischer, ethischer und politischer Art“26) -
mitsamt dazwischen bestehenden Beziehungen.
Die unumgängliche didaktische Transformation
darf daher nie in eine eindimensionale Reduktion
auf einzelne Elemente münden. Zu gewährleisten
ist das vermutlich nur, indem Technologiefolgen-
abschätzung
- einerseits Gegenstand der Beschäftigung in un-

terschiedlichen Lernfeldern oder in fächerüber-
greifenden Lemangeboten ist (um die Vielfalt
der jeweils zu berücksichtigenden Komponenten
und ihr Ineinandergreifen verständlich zu ma-
chen),

- andererseits in übergreifende Zusammenhänge
eingebettet wird (damit sowohl der herausragen-
de Stellenwert innerhalb des Spektrums politi-
scher Gestaltungsaufgaben als auch die tangier-
ten und flankierenden Existenz- und Handlungs-
bereiche innerhalb und außerhalb der Politik
deutlich werden).

Bei entsprechender Koordination der Lernfelder
kommt dabei der politischen Bildung eine beson-
dere Dienstleistungsfunktion zu. Sie muß bei aller
fachlichen Akribie den Blick nicht auf alle Sach-
verhaltsaspekte lenken, sondern die Wahrneh-
mung ihrer Bildungsaufgabe „auf einen überzeu-

genden und überschaubaren Kern“ ausrichten27).
Eben das läßt sich anhand der Technologiefolgen-
abschätzung in überzeugender Weise leisten, inso-
fern nämlich das „kennzeichnende Merkmal unse-
rer Zeit ... die unbegrenzte Verantwortlichkeit
der Politik für alle Problemlagen (ist), die vor
allem durch die Verwissenschaftlichung des Le-
bens und die technologischen Erfolge wie Gefah-
ren für die Menschen erzeugt werden“28).

Dazu gehört freilich, daß nicht einfach vordergrün-
dig alle Voraussetzungen, Bedingungen, Elemente
und Konsequenzen der Technologiefolgenabschät-
zung als eo ipso politisch ausgewiesen werden.
Hingegen ist das in allem verborgene Politische
präzise aufzuzeigen und Sach- ebenso wie Wertur-
teilen zu unterziehen. Die Verengung der Perspek-
tive bietet gerade dadurch Aussicht auf Verbreite-
rung des Blickwinkels: Die Konzentration auf das
genuin Politische, das nicht abstrakt-definitorisch
vorauszusetzen und nachzuvollziehen, sondern am
denkwürdigen Exemplum im Prozeß der kontro-
versen Auseinandersetzung mit pluralen Konzep-
ten zu gewinnen ist, führt dann notwendigerweise
weg von einer bloß positivistischen Betrachtung
einzelner Gesichtspunkte.

Politische Bildung wird damit zu einem mittelba-
ren Ort der Technologiefolgenabschätzung. Zwar
kann sie sich nicht anmaßen, die den Experten
abzunötigenden Leistungen zu erbringen oder gar
Expertenwissen überhaupt überflüssig zu machen.
Sie vermag jedoch als eine Instanz zu fungieren,
die der Frage nach der Angemessenheit und Plau-
sibilität von Expertenurteilen nachgeht und deren
Zustandekommen ebenso wie deren Anwendung
aufklärt. Folglich geht es nicht so sehr um den
NachVollzug z.B. ökologischer und sozialer Tatsa-
chen, sondern um das Hinterfragen der bei ihrer
Ermittlung und Interpretation zugrundegelegten
Wertmaßstäbe, Rechtsgüter, Abwägungskriterien
und Implikationen für die Kultur des innergesell-
schaftlichen Streites und die Regelung öffentlicher
Angelegenheiten.
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Technologiefolgenabschätzung soll in der Regel,
abseits auch vorfindlicher Alibifunktionen, im
Vorfeld der Durchsetzung von Technologien wei-
chenstellende, bremsende und umleitende staatli-
che Steuerungsvorgänge erleichtern. Politische
Bildung muß kritische Auseinandersetzung damit
leisten und gegen jede eilfertige Akzeptanz der
Begründungen, Strategien, Hervorbringungen und
Einflußnahmen der Technologiefolgenabschät-
zung immunisieren. Die Erweiterung der Kompe-
tenz der Lernenden besteht dann nicht in der
Einübung in fachgebundenes Expertenwissen, son-
dern in der Befähigung zur staatsbürgerlichen
Kontrolle, Kritik und zumindest mittelbaren Be-
einflussung der Legitimation, Handhabung und
Geltendmachung solchen Wissens.

Wichtig ist, die Technologiefolgenabschätzung
nicht schon als die Lösung von Problemen, son-
dern ausschließlich als Instrument auf dem Wege
der Definition, Analyse und Bewältigung von Pro-
blemen zu betrachten. Vertraute man allein auf die
Technologiefolgenabschätzung, würde man die
Gestaltung der öffentlichen Angelegenheiten nur
zu leicht aus den eigentlich zuständigen Instanzen
der politischen Willensbildung und Entscheidungs-
findung verlagern. Verstärkt würden damit die in
der modernen Industriezivilisation ohnehin schon
bedrohlichen Einbußen an Steuerungszentren im
allgemeinen und demokratischen Vollzugsformen
im besonderen29).

kogesellschaft und Politische Bildung. Didaktische Dimen-
sionen des ökologischen Gesellschaftskonflikts, in: Wilhelm
Heitmeyer/Juliane Jacobi (Hrsg.), Politische Sozialisation
und Individualisierung. Perspektiven und Chancen politi-
scher Bildung, Weinheim-München 1991, S. 329-348.
32) Vgl. W. Hilligen (Anm. 2), S. 673; Klaus Michael Meyer-
Abich, Umwelt- und Sozialverträglichkeit: Neue Bedingun-
gen einer politischen Ethik, in: W. Cremer/A. Klein
(Anm. 21), S. 223-234.
33) Vgl. Joachim Kahlert, Umwelterziehung zwischen Auf-
klärung und Simplifizierung. Bedingungen und Grenzen von
Rationalität in der Umweltpolitik als Herausforderung der
politischen Bildung, in: Gegenwartskunde, 39 (1990) 4,
S. 503-531; Walter Gagel, Das Thema Sozialstaat in den
Lehrplänen der Bundesländer. Eine Anregung zu verglei-
chender Curriculumforschung in der politischen Bildung, in:
Udo Bermbach/Bemhard Blanke/Carl Bohret (Hrsg.), Spal-
tungen der Gesellschaft und die Zukunft des Staates, Opla-
den 1990, S. 218-238.

2. Verantwortungsethische Kommunikation

Ein typisches Profil politischer Bildung, das auf die
Verwirklichung der erst in der Moderne möglich
gewordenen Aufklärung, auf Analyse und Ratio-
nalität anstelle postmoderner oder antimoderner
Mythologie, Schwadroniererei und Emotionalität
setzt, ist eben dadurch als neu legitimiert zu be-
trachten30). Erleichtert wird sie mit Hilfe von Zu-
spitzungen normativer Art, von denen zwei beson-
dere Erwähnung verdienen:

- Unter Bezugnahme auf die Erscheinungen und
Wesenszüge risikogesellschaftlicher Entwicklun-
gen31) wird es möglich, Erfordernisse, prakti-

29) Vgl. Ulrich Beck (Hrsg.), Politik in der Risikogesell-
schaft. Essays und Analysen, Frankfurt/M. 1991.
30) Vgl. Wolfgang Hilligen, Gewandelte Legitimations-
muster und Perspektiven der politischen Bildung, in:
W. Cremer/A. Klein (Anm.21), S. 329-349; Wolfgang
Klafki, Abschied von der Aufklärung? Grundzüge eines
bildungstheoretischen Gegenentwurfs, in: Heinz-Hermann
Krüger (Hrsg.), Abschied von der Aufklärung? Perspektiven
der Erziehungswissenschaft, Opladen 1990, S. 91-104.
31) Vgl. Bernhard Claußen, Politische Bildung in der Risiko-
gesellschaft. Ein politologischer und fachdidaktischer Pro-
bietnaufriß, in: U. Beck (Anm.29), S. 330-356: ders., Risi-

sehe Ausformungen und Erfolgsaussichten
ebenso wie etwaige Alternativen der Technolo-
giefolgenabschätzung zu beurteilen. Im Zusam-
menhang damit gilt es, die verbliebenen Gestal-
tungsspielräume der Politik auszuloten und die
Rahmenbedingungen für ihre Verwirklichung
vor dem Hintergrund mehr oder minder plausi-
bler Szenarios, notwendiger Handlungsalternati-
ven und Mitwirkungsmöglichkeiten der Betrof-
fenen auszuloten.

- Durch konsequente Inanspruchnahme der auch
für die Technologiefolgenabschätzung selbst
vorrangig geltenden Kriterien der Sozialverträg-
lichkeit und Umweltverträglichkeit32) wird es
möglich, an Qualität, Quantität und Legitima-
tion der Technologiefolgenabschätzung ein-
schließlich der sie stimulierenden und von ihr
stimulierten Interessen, Fragestellungen, Ein-
richtungen und Vorgänge einen Maßstab anzule-
gen. Durch ihn kann über den simplen Nachvoll-
zug hinausgegangen werden, so daß auch weiter-
führende Perspektiven erarbeitet werden und
Fatalismus vorgebeugt werden kann.

Es geht einerseits um den Vorgang des Problem-
verstehens im Sinne von Hermeneutik, Ideologie-
kritik und Empathie, andererseits um Austausch-
prozesse hinsichtlich der Wahrnehmung und Deu-
tung von Sachverhalten sowie um die Erarbeitung
einer für gemeinschaftliches politisches Handeln
tragfähigen Perspektive für Wertoptionen, Absich-
ten, Strategien und Schrittfolgen. Freilich ist das
gemeinschaftliche politische Handeln nicht zwin-
gend anzusteuern, sondern als Möglichkeit offen-
zuhalten.

Unter solchen Bedingungen besteht Aussicht,
einer Fortsetzung, Konkretisierung oder gar Ver-
schärfung der in der allgemeinen umweit- und
sozialpolitischen Bildungsarbeit zumindest pro-
grammatisch vielfach üblichen gesinnungsethi-
schen Kommunikation33) auf dem Felde der damit
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eng verknüpften Thematisierung von Technologie-
folgenabschätzung entgegenzuwirken.

Verantwortungsethische Kommunikation im ver-
ständigungsorientierten Diskurs läuft letztlich hin-
aus auf den „Versuch, das - gemessen am Orien-
tierungsbedarf - immer zu geringe individuelle
Orientierungsvermögen kommunikativ zu erwei-
tern, indem Argumente, Wissen und Wertorientie-
rungen von anderen zur Prüfung, Differenzierung
und gegebenenfalls Revision der eigenen Urteils-
gründe herangezogen werden“34). Dieses Mittel
politischer Bildung im Kontext von Technologie-
folgenabschätzung beschreibt zugleich ein umfas-
sendes Ziel für Lernprozesse. Der Transfer auf
andere Politikbereiche ist nicht nur wahrschein-
lich, sondern beabsichtigt: So wie die Technologie-
folgenabschätzung Thema mit Eigenwert und be-
deutsam-allgemeines Beispiel ist, qualifiziert ver-
antwortungsethische Kommunikation im verstän-
digungsorientierten Diskurs für den Umgang mit

34 J. Kahlert (Anm.33), S. 527.
35) Zur Konkretisierung vgl. Walter Gagel, Lebenswelt und
Großtechnologie: Das Beispiel Kernenergie. Didaktische
Skizze eines Projektes, in: Gegenwartskunde, 40 (1991) 2,
S. 207-218.
36) W. Billigen (Anin. 2), S. 673.
37) Ebd.
38) Ebd., S. 673f.

Technologiefolgenabschätzung und für Teilhabe
an der Politik generell.
Diskursives Vorgehen der skizzierten Art bedeutet
demnach Relativierung und Vermittlung zugleich.
Es schützt vor eilfertigen (Selbst-)Gewißheiten und
bringt gegnerische Positionen und vielleicht die
Vertreter gegnerischer Interessengruppen ins Ge-
spräch. Politische Bildung besitzt dafür den Vorteil,
anders als die Politik selbst ein Agieren ohne Hand-
lungsdruck und ähnliche Zwänge (an-)stiften zu
können. Darüber hinaus beinhaltet ihre Vermitt-
lungsleistung auch die gewaltlose Konfrontation 
zwischen den in den einzelnen Lernenden repräsen-
tierten Lebenswelten mitsamt ihren Verfestigungen
im Alltagsbewußtsein und demgegenüber zumeist
entfremdenden komplexen Realitäten der Politik
und sozial-, insbesondere politikwissenschaftlichen
Erkenntniszusammenhängen. Vorwiegend in ex-
emplarischen Fallanalysen, Sozialstudien, Projek-
ten und Zukunftswerkstätten läßt sich die Frucht-
barkeit dessen sicherstellen35).

IV. Politische Bildung als Beitrag zur Technologiefolgenabschätzung-
Möglichkeiten und Grenzen

1. Thematische Erweiterung politischer Bildung

Im Hinblick auf den Beitrag politischer Bildung
zur Technologiefolgenabschätzung ist vor allen
Omnipotenzansprüchen zu warnen. Die kontro-
verse Einschätzung beginnt bereits mit der Be-
fürchtung mancher Politiker- und Wissenschaftler/,
innen, „das Instrument... könne mißbraucht wer-
den, um neue Techniken und Forschung vorzeitig
zu verhindern“36) - und gerade dadurch schon
seinerseits sozial- und umwelt-unverträglich sein.
Sie setzt sich fort in dem eher methodischen Be-
denken, „daß prognostische Abschätzungen ange-
sichts der Komplexität der zu berücksichtigenden
Ursachen und Folgen äußerst schwierig sind“37).
Weiteren Ausdruck findet sie in der bislang unent-
schiedenen Frage, „ob es eher darauf ankommt zu
beweisen, daß eine Neuerung gefährlich ist, oder
beweisen zu müssen, daß sie ungefährlich ist“38).

Gerade daraus läßt sich indes die Berechtigung
politischer Bildung zur Beschäftigung mit dem
Thema ableiten. Bei allen möglichen Kalkulatio-

nen verbleibt ein Rest Unsicherheit und Klärungs-
bedarf, der innerhalb der Technologiefolgenab-
schätzung und von den nominell zuständigen Insti-
tutionen allein nicht geleistet werden kann. Um
nur einige Beispiele zu nennen: Betroffene haben
Anspruch auf Transparenz der Kontroversen und
Lücken im Expertenwissen. Die Bestimmung von
Grenzwerten ist nicht nur eine Frage fachlicher
Expertisen, sondern auch ein Problem gesell-
schaftlicher Übereinkünfte über Belastbarkeitsbe-
reitschaften. Angesichts empfohlener alternativer
Handlungsmöglichkeiten ist eine zu den Betroffe-
nen rückgekoppelte Bestimmung der Auswahlkri-
terien unumgänglich.

Es muß auch immer die Möglichkeit der Befähi-
gung zum direkten Eingreifen offenbleiben: z.B.
zur technologiepolitischen Artikulation in zielge-
richteten Bürgerinitiativen, zum Aufbau eines Sy-
stems von technisch versierten Gegenexperten, zur
Entwicklung von Gegenmacht für die Durchset-
zung technologiepolitischer Alternativen, zur Her-
stellung von Öffentlichkeit über Versäumnisse
oder Verdrängungen der Technologiefolgenab-
schätzung.

Es liegt auf der Hand, daß politische Bildung -
vorausgesetzt, sie kann dazu überhaupt motivieren
und eine entsprechende Infrastruktur bereitstel-
len - den Lernenden etliche Spielräume für Eigen-
initiativen und Selbstorganisation anbieten sowie
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Chancen für das Öffentlichmachen von Lernpro-
zessen und -ergebnissen an geeigneten Orten zwi-
schen der unmittelbaren Lebenswelt und den Ein-
richtungen des politischen Systems zugänglich ma-
chen muß39).

42) Vgl. Hans Stimpel, Ökologische Aspekte der Politischen
Bildung - Grenzen und Paradoxien, in: D. Hoffmann
(Anm. 40). S. 161-179.
43) Vgl. Wilhelm Heitmeyer/Kurt Möller/Gertrud Silier, Ju-
gend und Politik. Chancen und Belastungen der Labilisie-
rung politischer Orientierungssicherheiten, in: Wilhelm Heit-
meyer/Thomas Olk (Hrsg.), Individualisierung von Jugend.
Gesellschaftliche Prozesse, subjektive Verarbeitungsformen,
jugendpolitische Konsequenzen, Weinheim-München 1990,
S.195-217.

Die Radikalität, mit der dabei die verständigungs-
orientierte Kommunikation immer wieder auch die
von ihr selbst mitvorbereiteten Handlungen skep-
tisch zu beurteilen hat, geht letztlich sogar noch
weiter: Der verantwortungsethische Diskurs muß
nämlich logischerweise auch die Prämissen, die
Angemessenheit und' die Effizienz von Techno-
logiefolgenabschätzung schlechthin und das Enga-
gement für eine spezifische Ausrichtung dessen auf
den Prüfstand bringen.

Nachzudenken ist folglich über die präzise und
womöglich nicht absolute, sondern unter spezifi-
schen historisch-gesellschaftlichen Bedingungen
immer wieder neu zu leistende Definition und
Operationalisierung dessen, was Sozial- und Um-
weltverträglichkeit zu sein hat. So ist etwa zu klä-
ren, ob es eine Kompromißformel geben kann
oder ob ein gruppenbezogenes Interesse Vorzug
verdient40). Schließlich sind sehr grundsätzlich die
für den Umfang mit der Problematik mehr oder
minder verfestigten leitmotivischen Technikbilder
und das Verhältnis von Mensch und Gesellschaft
zu Technik und Technologie überhaupt zu reflek-
tieren41).
Angezeigt ist damit ein Unterfangen, das an die
Grundfesten des bisherigen Zivilisationsverlaufs
und das Selbstverständnis moderner Massengesell-
schaften rührt sowie in etliche Kontroversen über
die Antizipation des künftigen Geschichtsprozes-
ses münden wird. Berührt werden davon Fragen-
komplexe, zu denen keine noch so ausgeklügelte
Erörterung von Technologiefolgenabschätzung et-
was beitragen kann. Thematische Erweiterungen

39) Vgl. G. Zimmer, (Anm. 12), S.138ff.; J. Habermas
(Anm. 4), S. 11 ff.: Vorwort zur Neuauflage.
40) Vgl. Thomas Rautenberg, Möglichkeiten einer arbeit-
nehmerorientierten ,Technologiefolgenabschätzung‘ (Tech-
nology Assessment), Frankfurt/M. u.a. 1991; Dietrich Hoff-
mann, Pädagogische Folgerungen aus den politischen Verän-
derungen der Gegenwart, in: ders. (Hrsg.), Politische Erzie-
hung in sich wandelnden Gesellschaften. Plädoyers für eine
Veränderung der Politischen Bildung, Weinheim 1991,
S. 181-198.
4) Vgl. Joseph Huber, Technikbilder. Weltanschauliche
Weichenstellungen der Technologie- und Umweltpolitik,
Opladen 1989; Walter Chladek/Gerhard W. Wittkämper,
Politik und Technik. Ein Beitrag zur Wertorientierung, Mün-
ster-Hamburg 1991. Didaktische Erwägungen bietet Sieg-
fried George, Aspekte der Analyse von Technik und Gesell-
schaft. Anfragen an die Tradition der Aufklärung, in: Bern-
hard Claußen/Walter Gagel/Franz Neumann (Hrsg.), Her-
ausforderungen - Antworten. Politische Bildung in den
neunziger Jahren, Opladen 1991, S. 221-235.

politischer Bildung sind demnach unumgänglich.
Bis zur Klärung der dadurch aufgeworfenen Fra-
gen müssen überdies Voraussetzungen für einen
produktiven Umgang mit einem zutiefst antino-
miereichen und aporieträchtigen Paradoxon ge-
schaffen werden: daß einerseits eine Technologie-
folgenabschätzung kaum oder nur um den Preis
des eigendynamischen Verbleibs in den Rahmen-
bedingungen der Technikzivilisation möglich
scheint, andererseits ohne Technologiefolgenab-
schätzung weder eine Bändigung von Technik
noch die Schaffung von Voraussetzungen für ein
möglicherweise nach-technisches Zeitalter ge-
schaffen werden können42).

2. Notwendigkeit einer Aufwertung der
politischen Bildung

Etliche Ergebnisse der Technologiefolgenabschät-
zung bringen den Nachweis problemlastiger Fol-
gen der modernen technischen Zivilisation, die
sich durch Diskurse über den Problembereich der
Technologiefolgenabschätzung nicht bewältigen
lassen. So kann beispielsweise als ziemlich gesi-
chert gelten, daß im Gefolge der Entwicklung ris-
kanter Technologien

- Erosionen im politischen System (vermittels
schwindender Bewältigungskompetenz, Unter-
laufen politischer Institutionen, Einbußen an
Demokratie-, Rechts- und Sozialstaatlichkeit)
sowie

- massenhaft Störungen und Schädigungen der
Identität (infolge von Beeinträchtigungen des
Autonomievermögens, der Konfliktfähigkeit
und des Realitätssinns)

auftreten, die einer demokratischen politischen c
Kultur wenig Rückhalt bieten oder gar profaschi-
stische Tendenzen begünstigen43). Ihnen läßt sich 
bestenfalls durch Maßnahmen beikommen, die
über technologiepolitische Steuerungseingriffe
hinaus noch ganz andere Bereiche der politischen
Wirklichkeit betreffen. Politische Bildung hätte
dringend auch darüber aufzuklären und bis hinein
in ihre Vollzugsweisen Möglichkeiten der Abwehr
von Gefahren für die Entfaltung der Demokratie
zu entwickeln.
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Der aufgezeigte verantwortungsethische Diskurs
hat, nicht zuletzt vor solchem Hintergrund, Di-
mensionen, die neben der Klärung von Detailfra-
gen prinzipieller Qualität sind. Sie reichen bis zur
Erarbeitung einer umfassenden, verallgemeine-
rungsfähigen politischen Ethik, aus der erst stim-
mige Leitlinien für Einzelprobleme gewonnen wer-
den können.

Dieser Aufgabenkomplex läßt sich im Rahmen
politischer Bildung allein gewiß nicht verwirkli-
chen. Politische Bildung hat aber die Aufgabe, für
ihn Modelle, Anregungen und Beispiele zu liefern,
in die Beteiligung an ihm einzuüben und exempla-
risch sinnlich-konkret Momente des Gelinges ent-
sprechender Praxis vorzuführen. Die Frage, wer
dafür zu gewinnen sei, ist allemal naheliegend.
Fast sieht es so aus, als ob - nicht zuletzt wegen der
bereits greifenden Folgen der modernen technolo-
gischen Zivilisation - viele Heranwachsende und
Erwachsene dafür nicht mehr zur Verfügung ste-
hen, weil es ihnen an den entsprechenden Voraus-
setzungen mangelt.

Wahrscheinlich ist aber diese „Frage insofern
falsch gestellt, als sie aus durchsichtigen Herr-
schaftsinteressen heraus davon ausgeht, daß Ler-
nende als Lernende prinzipiell ihre .objektiven
Interessen' niemals selbst erkennen können. Es
wird verleugnet, daß .objektive Interessen' nie-
mals ,an sich' existieren, sondern durch das Han-
deln der Individuen erst produziert werden und
also auch prinzipiell von den Lernenden selbst
erkannt werden können. Allerdings ist hierzu der
Diskurs - auch und gerade zwischen den Genera-
tionen (und zwischen Vertretern höchst unter-
schiedlicher Interessenlagen) - notwendig.“44).

44) G. Zimmer (Anm. 12), S. 137; Klammerzusatz von B. C.
45) Vgl. Helmut Dubiel, Politik und Technik, in: Sozialwis-
senschaftliche Informationen, 15 (1986) 1, S. 5-12.

46) Vgl. Ulrich Beck, Gegengifte. Die organisierte Unver-
antwortlichkeit, Frankfurt/M. 1988, S. 115 ff.; Carl Böhret,
Folgen. Entwurf für eine aktive Politik gegen schleichende
Katastrophen, Opladen 1991.
47) Michael T. Greven, Was ist aus den Ansprüchen einer
kritisch-emanzipatorischen Politikwissenschaft vom Ende
der 60er Jahre geworden? Eine Skizze des Paradigmas und
seines Scheiterns, in: Gerhard Göhler/Bodo Zeuner (Hrsg.),
Kontinuitäten und Brüche in der deutschen Politikwissen-
schaft, Baden-Baden 1991, S.241f. (Kursivdruck wurde
nicht übernommen).

Auch wenn damit ein pädagogischer Pessimismus
offensichtlich der Berechtigung entbehrt und ins-
besondere eine Ausgrenzung einzelner Perso-
nen(-gruppen) aus der politischen Bildung nicht
begründet werden kann, ist eine andere elitenzen-
trierte Überlegung vielleicht bedenkenswert: An-
gesichts der real vorfindlichen Expertenherrschaft
bzw. Teilhabe von Experten an der Herrschafts-
ausübung, die mitnichten voll und ganz demokrati-
scher Kontrolle und Kritik unterworfen ist, wurde
schon vor längerem auf das Erfordernis einer vor-
dringlichen Gegen-Politisierung der wissenschaft-
lich-technischen Intelligenz, verwiesen45): Ge-
meint ist damit die Notwendigkeit,

- sowohl etwaige unzureichende Sensibilitäten
hochgradig qualifizierter und in verantwortli-
chen Positionen stehender Fachleute für die Fol-

gen und die politischen Dimensionen ihres Tuns
und ihrer Profession zu kompensieren,

- als auch ihr zuweilen auf die Wahrnehmung von
Standesinteressen reduziertes politisches All-
tagsbewußtsein und -verhalten zu differen-
zieren ).46

Derartige Überlegungen müssen nicht in Konzepte
politischer Bildung für bloß ausgewählte Adressa-
tengruppen münden. Sie lassen sich auch als An-
stoß dafür deuten, politische Bildung, übrigens
klassischen kritisch-emanzipatorischen Forderun-
gen gemäß, zielgruppenorientiert aufzufächern.
Zugleich insistieren sie auf dem bislang weit-
gehend uneingelöst gebliebenen Anspruch der In-
tegration von allgemeiner, beruflicher und politi-
scher Bildung generell sowie der Verknüpfung
technischer Studiengänge mit der Vermittlung so-
zialwissenschaftlich-politischer Kompetenzen.

So zeigt sich denn schließlich, daß die Bearbeitung
von Problemen der Thematisierung von Technolo-
giefolgenabschätzung für Zwecke der politischen
Bildung keineswegs nur eine Aufgabe pädagogisch
orientierter Schul- oder Erwachsenenbildungsdi-
daktik ist. Vielmehr ist sie ein Erfordernis jeglicher
Wissenschafts- und Hochschuldidaktik der Sozial-
wissenschaften. Fachlich und didaktisch orientierte
Politikwissenschaft hat im Hinblick auf die Her-
ausforderungen der Techniken und Technologien
noch eine Vielzahl von Einzelfragen zu behandeln,
dabei der Wiedergewinnung des Politischen nach-
gehend: „Es genügt... nicht, die vielen Einzelpro-
bleme der momentanen gesellschaftlichen und
politischen Entwicklung der Bundesrepublik oder
der internationalen Gesellschaft, deren sich die
Politikwissenschaft bisher kaum angenommen hat,
wie zum Beispiel die Entwicklung der Gentechno-
logie oder die Technologieentwicklung in anderen
Bereichen, ... als Einzelfragen in den fachwissen-
schaftlichen Diskurs einzubringen. ... Die Unter-
suchung jedes Einzelbereiches müßte sich ... als
Beitrag zur Analyse und Theoretisierung dessen,
was in dieser gesellschaftlichen Situation ,Politik'
heißt und was in ihr .Politik' vermag, verstehen.
Denn mehr als jede andere Gesellschaft zuvor in
der Geschichte, ist die heutige Gesellschaft durch
.Politik' geprägt, also auch gefährdet.“47)
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Volker Eichener/Rolf G. Heinze/Helmut Voelzkow: Von staatlicher
Technikfolgenabschätzung zu gesellschaftlicher Techniksteuerung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/91, S. 3-14

Bei einem Rückblick in die Geschichte der Institutionalisierung einer Technikfolgenabschätzung beim
Deutschen Bundestag drängt sich die Vermutung auf, daß der Beratungsbedarf von Parlament und
Regierung von den Kräften, die den Aufbau einer solchen Einrichtung gefordert haben, überschätzt worden
ist. Dies hängt auch damit zusammen, daß die gewählten Körperschaften ihre Entscheidungskompetenzen
im Bereich der Techniksteuerung weitgehend an außerstaatliche Gremien abgetreten haben. Mit der
Auslagerung von Zuständigkeit geht, zumindest in der Wahrnehmung der politischen Entscheidungsträger,
eine Minderung des Beratungsbedarfs einher.

Die nunmehr erfolgte „kleine Lösung“ einer Institutionalisierung der Technikfolgenabschätzung wird zum
Anlaß genommen, die in der Techniksteuerung vorherrschende Arbeitsteilung zwischen Staat und Verbän-
den unter Bezugnahme auf aktuelle Forschungsergebnisse zu problematisieren und zwei denkbare Varian-
ten einer Reorganisation der Techniksteuerung zu diskutieren. Die erste Variante will die staatlichen
Zuständigkeiten in der Techniksteuerung zu Lasten der technischen Verbände ausweiten und die Rege-
lungsmaterien in die parlamentarische Auseinandersetzung oder zumindest in die Hand der Exekutive, die
ihrerseits einer parlamentarischen Kontrolle unterliegt, zurückholen. Angesichts der Restriktionen, die
einer staatlichen technischen Detailsteuerung entgegenstehen, scheint ein solches Vorhaben jedoch wenig
aussichtsreich. Die zweite Variante will an der verbandlichen Selbstregulierung der Technik festhalten,
diese aber durch eine staatliche Regulierung ihrer Rahmenbedingungen ergänzen; Ziel ist hier - den
normativen Aussagen der „assoziativen Demokratie“ folgend - eine staatlich regulierte Selbstregulierung
und eine solchermaßen sichergestellte Demokratisierung der verbandlichen Regelsetzung.

Manfred Mai: Technikfolgenabschätzung zwischen Parlament und Regierung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/91, S. 15-25

Die Technikfolgenabschätzung (TA) steht zwar in der längeren Tradition staatlicher Regulierungsbemü-
hungen und allgemeinem zweckrationalen Handeln, ist aber als institutionalisierte Form der Politikberatung
relativ jung. Vor allem die neue Qualität technischer Systeme und ihrer Folgen für sämtliche Bereiche der
Gesellschaft haben zur Suche nach neuen Formen der Technikbeherrschung und -gestaltung geführt. Die
Legislative wird von der Dynamik technisch-wissenschaftlicher Entwicklungen gleich zweifach bedroht: zum
einen durch die Aushöhlung parlamentarischer Kompetenz zugunsten der Exekutive und der Wirtschaft,
zum anderen durch die Veränderung des Gleichgewichtes zwischen Parlament und Regierung, die durch die
neuen Informations- und Kommunikationstechniken und die damit verbundenen Kontrollmöglichkeiten des
Parlaments verursacht werden.

TA kann nur dann die Aufgabe gesellschaftlicher Technikgestaltung erfüllen, wenn alle relevanten Akteure
(vor allem Wirtschaft, Verbände und Wissenschaft), die an der Entwicklung und Einführung von Technolo-
gien beteiligt sind, ihrerseits TA in geeigneten Formen institutionalisieren. TA ist somit ein Medium, das
die Kommunikation zwischen den autonomen Teilsystemen der Gesellschaft wiederherstellen kann, die für
die Technikgestaltung in einer polyzentrischen Gesellschaft notwendig ist. Dabei wird der Staat zunehmend
auf „weichere“ Steuerungsformen (Neokorporatismus, dezentrale Kontextsteuerung) zurückgreifen müs-
sen, da die klassischen politischen Steuerungsinstrumente (z.B. das Recht) gerade in der Technik immer
mehr an Effizienz verlieren.



Dieter Jaufmann/Emst Kistler: Einstellungen zur Technik. Gibt es eine
Technikfeindschaft unter Jugendlichen?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 43/91, S. 26-37

Der Beitrag analysiert die Entwicklung von Einstellungen zur Technik auf breiter empirischer Basis.
Zunächst läßt sich für die Bundesrepublik Deutschland zeigen, daß auf der Ebene der generellen, global-
bilanzierenden Technikeinstellungen keinerlei Anzeichen von „Technikfeindlichkeit“ oder -ablehnung
identifizierbar sind. Noch ausgeprägter ist diese positive Grundhaltung bei den Jugendlichen. Dies zeigt sich
beispielsweise hinsichtlich der Einstellungen zu Computern und zu neuen Technologien.

Ebenso wie in der Bundesrepublik wurde die Technikakzeptanz der Bevölkerung in der DDR als eine
zentrale Variable für wirtschaftliches Wachstum, sozialen und gesellschaftlichen Fortschritt gesehen.
Wenngleich die Datenlage schwieriger ist, so läßt sich auch dort für die jüngeren Altersgruppen ein stärker
ausgeprägtes Interesse an und eine positivere Einstellung zu Technik und Wissenschaft generell wie auch zu
einzelnen Bereichen feststellen. Die Ergebnisse der Umfrageforschung seit der deutschlandpolitischen
Wende deuten teils auf Gemeinsamkeiten, teils auf Unterschiede in den Einstellungen zur Technik in den
neuen Bundesländern im Vergleich zu den alten Ländern hin.

Im internationalen Vergleich läßt sich auf empirischer Basis für die japanische Bevölkerung im Zeitraum
der letzten 15 Jahre keinerlei besonders auffällig positive Technikgrundeinstellung ausmachen. Die US-
Amerikaner hingegen scheinen auf der Ebene der Technikglobalindikatoren etwas optimistischer als die
Bundesbürger eingestellt zu sein. In beiden Ländern sind die jüngeren Altersgruppen positiver eingestellt
als die Bevölkerung insgesamt.

Unter eher methodischen Aspekten gesehen wird deutlich, daß die Ergebnisse der Einstellungs- und
Akzeptanzforschung ein - nicht unwesentlicher - Teil von Sozialverträglichkeitsprüfungen und von Tech-
nikfolgenabschätzungen sein müssen. Dem Meinungsklima und den Einstellungen der Bürger kommt
gerade in parlamentarischen Demokratien besonderes Gewicht zu. Summarisch läßt sich festhalten, daß die
nahezu vorbehaltlose Technikeuphorie der späten fünfziger und der frühen sechziger Jahre durch eine
ambivalent-abwägende, aber grundsätzlich positive Grundhaltung zur Technik abgelöst wurde. Von einer
„Technikfeindlichkeit“ der Bevölkerung, von einer spezifischen Sondersituation der Bundesdeutschen oder
gar einer besonders negativen Einstellung der Jugend konnte und kann aber keine Rede sein.

Bernhard Claußen: Politische Bildung in ökologischer und sozialer Verantwortung.
Didaktische Aspekte der Technologiefolgenabschätzung

Aus Politik und Zeitgesohichte, B 43/91, S. 38-46

Erst seit wenigen Jahren ist Technologiefolgenabschätzung eine politische Aufgabe. Ihr ist eine Reihe
pädagogischer Momente zu eigen, die bislang nur wenig reflektiert wurden. Vor allem werden dadurch auch
Belange der politischen Bildung und ihrer Didaktik berührt.

Technologiefolgenabschätzung gehört zu den wichtigen Innovationen des politischen Systems und der
Politikwissenschaft. Sie hat als Praxis aber ebenso wie die Mehrzahl der dazu vorliegenden fachwissen-
schaftlichen Studien nur selten unmittelbar aufzeigende Bedeutung über Expertengremien und politisch-
administrative Anwender hinaus. Didaktischer Umgangsweise obliegt die Ermittlung der Bildungsrelevanz
für die Aufklärung der Betroffenen in der allgemeinen Öffentlichkeit. Nur dadurch lassen sich die
Voraussetzungen, Bedingungen, Elemente und Konsequenzen der Technologiefolgenabschätzung demo-
kratisch vermitteln und zur Disposition stellen. Selbst wichtiges Instrument zur politischen Bewältigung der
ökologischen Krise, hat die Technologiefolgenabschätzung thematischen Eigenwert; sie bezeichnet zugleich
ein exemplarisches Politikfeld für die Erarbeitung grundlegender Einsichten über Politik.

Als verständigungsorientierte Kommunikation im verantwortungs- statt gesinnungsethischen Diskurs kann
politische Bildung auf der Grundlage von Analysen einen mittelbaren Beitrag zur Technologiefolgen-
abschätzung leisten. In der Problematik stecken jedoch auch Aufgaben, die über eine Beschäftigung mit der
Technologiefolgenabschätzung hinausweisen. Das gilt vor allem für die Bewältigung von Folgeproblemen
und die Erarbeitung einer verallgemeinerungsfähigen Ethik unter Gesichtspunkten der Sozial- und Umwelt-
verträglichkeit. Besondere Bedeutung kommt der politischen Bildung der Verantwortlichen in Bereichen
von Technik und Technologie zu.


